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Nach Prüfung der Sachlage hat der V. Ausschuß in seiner heutigen Sitzuug einstimmig
beschlossen,in Uebereinstimmung mit dem Proviuzial-Vcrwaltungsrathe den Antrag zu stellen:

„Hoher Landtag wolle sich dahin aussprcchen, den Beschluß vom 5. Mai 1879 auf¬
zuheben und den Status <^no ants zn belassen, evcntualiter, den Beschluß dahin zu
ergänzen, daß mit Rücksicht auf das später erst zur Sprache gekommene Vorhandensein
eines Kauals die diesseits aufgestellten Bedingungen vorher erfüllt werden müßten".

Landtags<Marschall: Ich stelle diesen Antrag des V. Ausschusses zur Diskussion, —
Es verlangt Niemand das Wort, so schließe ich dieselbe und bringe deu Antrag des Ausschusses
zur Abstimmung. Ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Auch dieser Antrag ist einstimmig angenommen. Hiermit, meine Herreu, ist die Tages¬
ordnung der heutigen Sitzung zu Ende. Der Herr Freiherr von Geyr-Schweppenburg hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Geyr-Schweppenburg: Ich bitte die Herreu des II. Aus¬
schusses, sich noch einen Augenblick im Sitznngs-Zimmer zu versammeln, um eiu Referat zu
unterzeichnen.

Landtags-Marschall: Die nächste Sitzung findet morgen um 12 Uhr statt. Die
Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung 1^4 Uhr.)

Achte Sitzung
im Stiindchnusc zu Düsseldorf, am Freitag den 25. Ztovemoer 1881.

Beginn: 12 Uhr Vormittags.

Tages-Ordnung:
1. Referat, betreffend die Bewilligung eines Beitrags von jährlich 5000 Mark auf zehn

hintereinanderfolgende Jahre ans dem Ständefonds zu den auf 600 000 Mark veran¬
schlagten Kosten der Restauration der Willibrodi-Kirche zu Wesel.

Nr. IV. 2? des Verzeichnisses der Landtags-Vorlagen. Referent: Abgeordneter
Pelzer.

2. Referat, betreffend die Bewilligung eines Beitrages von 15 000 Mark aus dem
Ständefonds zu den Kosten der Wiederherstellung der St. Anna Pfarrkirche in Düren.

Nr. IV. 28 des Verzeichnisses der Laudtags-Vorlagen. Referent: Abgeordneter
Walbthausen.

3. Referat, betreffend die Bewilligung eines Beitrags von 10 000 Mark ans dem
Ständefonds zu den Kosten der Wiederherstellung der Schloßkirche in Meiseuheim.

Nr. IV. 29 des Verzeichnisses der Laudtags-Vorlagcn. Referent: Abgeordneter
Lautz.
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4. Referat, betreffenddie Petition des Vorstandes der Rheinisch-Westfälischen Anstalt für
Epileptische „Bcthcl" bei Bielefeld, auf Bewilligung eines laufenden Zuschussesaus
provinzialständischen Fonds auch für die neue Etatsperiode, sowie eines außerordent¬
lichen Zuschusses von 10 000 Mark für Landerwerb.

Nr. IV. 30 des Verzeichnisses der Landtags-Vorlageu. Referent: Abgeordneter
Lautz.

5. Referat, betreffend die Uebernahme der Prämienstraße von Nideggen nach Schmidt
auf den Provinzialstraßenfonds.

Nr. V. 101 des Verzeichnisses der Landtags-Vorlagen. Referent: Abgeordneter
von Bönninghausen.

6. Referat, betreffenddie Uebernahmeder Prämienstraße von St. Vith über Rodt nach
Poteaux und der Prämienstraße von Schirm über Maldiugen bis zur Belgischen
Grenze unter die Provinzialstraßen.

Nr. V. 102 des Verzeichnisses der Landtags-Vorlageu. Referent: Abgeordneter
Mattonet.

7. Referat, betreffend die Uebernahme der Prämienstraße von Speicher nach Gindorf
uuter die Provinzialstraßen.

Nr. 103 des Verzeichnissesder Landtags-Vorlagen. Referent: Abgeordneter
von Monschaw.

8. Referat, betreffenddie Uebernahmeder Prämienstraße von Dann nach Uelmen uuter
die Provinzialstraßen.

Nr. V. 104 des Verzeichnisses der Landtags-Vorlagen. Referent: Abgeordneter
Röchling.

9. Referat, betreffenddie beantragte Aufnahme der Prämienstraße von Bernkastel nach
Zeltingen unter die Provinzialstraßen.

Nr. V. 106 des Verzeichnisses der Landtags-Vorlageu. Referent: Abgeordneter
vom Hövel.

10. Referat des I. und IV. Ausschusses,betreffendWeiterbewilligung von Beihülfen an
die Staatsarchive zu Düsseldorf und Koblenz.

Nr. 123. L. M. Referent: AbgeordneterGraf von Mirbach.
11. Referat des I, und IV. Ausschusses, betreffendRechnungslegungüber die den Staats¬

archiven zu Düsfeldorf und Koblenz pro 1880/81 bewilligtenBeihülfe».
Nr. 124. L. M. Referent: AbgeordneterGraf von Mirbach.

12. Referat des I. und IV. Ausschusses,betreffend die Mitwirkung der Stände bei der
Untervertbeilung der nach §. 16 des Gesetzes über die Kriegsleistungen vom 13.
Juni 1873 auszuschreibendenLandlieferungenauf die Kreise. (Nr. 4 des Allerhöchsten
Propositions-Dekrets,)

Nr. 126. L. M. Referent: AbgeordneterMarcus.
Landtags-Marschall: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Wir beginnen mit

der Verlesung des Protokolls der vorigen Sitzung. (Geschieht.)
Ich frage, ob noch Etwas zu dem Protokoll der letzten Sitzung zu bemerken ist, — Wenn

das nicht der Fall ist, so erkläre ich das Protokoll für genehmigt.
Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich noch folgende Eingänge mitzutheile». Zunächst

ist mir von Seiten des Herrn Landtags-Kommissariusfolgendes Schreiben zugegangen:
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„Euere Durchlauchtbeehre ich »ilch mit Bezug auf das gefällige Schreibenvom 23. d. M.
(L. M. 19?) gau; ergebenst zu benachrichtige!,, daß der Herr Minister des Innern mittelst Restripts
vom 24. November cr. (I V. 9982) auf Grund Allerhöchster Ermächtigung, meinem bezüglichen
Antrage entsprechend,die Verlängerung der Session des gegenwärtig versammelten Provinzial-
Landtages der Rhcinprovinz bis einschließlich den 3. Decembercr. genehmigt hat."

Es ist mir ferner ein Schreiben des Herrn Landtaqs-Kommissariuszugegangen, das sich
gerade auf den ersten Punkt unserer heutigen Tagesordnuug bezieht:

„Euerer Durchlaucht beehre ich mich in Verfolg meines Schreibens vom 13 d. M. —
9012 — ganz ergebenst mitzutheilen,daß uach einer telegraphischen Mittheilung des Herrn Ministers
der geistlichen :c. Angelegenheitender in dessen Erlasse vom 1. d. M. in Aussicht gestellte
Staatsbeitrag zur Restauration der Willibrobi-Kirchezu Wesel unter den darin genannten Bedin-
gnngen Allerhöchst bewilligt worden ist."

Weiter ist mir folgenderAntrag, unterschriebenvon Herrn Conze und Genossen — es
sind 11 Unterschriften— zugegangen:

„Der hohe Landtag wolle beschließen, dem zweiten Alinea des ß. 4 der Geschäfts-
Instruktion für den Landes-Direktor und die ihm zugeordneten oberen Beamten vom
17. April 187? folgenden Zusatz beizufügen:

Anf den Direktor der Provinzial-Feuer-Societät uud die dem Landes-Direttor
zugeordnetenoberen Beamten findet diese Vestimmuug keine Anwendung."

Ich frage Sie, ob ich die Gründe mit verlesen soll. (Rufe: Nein!)
Der Antrag ist von 11 Mitgliedern unterschriebenund geht an den I. und IV. Aus¬

schuß. Weiter ist mir eine Petition von Seiten des Herru AbgeordnetenHerrmann zugestellt
worden, betreffenddie Restauration eines werthvollen Altargemäldes, das dem HospitalCues gehört
und das bei dem Transport auf der Eisenbahn zu der DüsseldorferAusstellungSchaben gelitten
hat. Das Hospital ist nicht in sehr guten pekuniärenVerhältnissen uud müßte, um eine kunst¬
gerechte Wiederherstellungausführen zu lassen, 2500 M, um eine einfache Wiederherstellungaus¬
führen zu lassen, 800 M. auf das Bild verweuden; es bittet nun um einen Beitrag, nachdem der
hiesige Ausstellungs-Vorstandjeden Beitrag verweigert habe. Ich frage, ob der Antrag des Herrn
Herrmann Unterstützungfindet. (Geschieht.)

Er wird unterstütztund geht an den III. Ausschuß.
Wir treten nuumehr in die Tagesordnung ein und kommen zunächst zu dem Referat,

betreffend die Bewilligung einer Beihülfe zu deu Kosten der baulichen Wiederherstellung der Willibrodi-
Kirche in Wesel. Referent ist der Herr Abgeordnete Pelzer.

Referent AbgeordneterPelz er: Meine Herren! Es liegt Ihnen das gedruckte Referat
des Provinzial-Verwaltuugsraths über den Antrag des Presbytcriums der evangelischen Kirche zu
Wesel vor, welcher dahin geht, der evangelischenKirchengemeinde zu Wesel zu den auf 000 000 Mark
veranschlagtenKostender Restauration der Willibrodi-Kircheauf die Dauer von 10 aufeinander¬
folgendenJahren einen Jahresbeitrag von 5000 Mark zu bewilligen. Ich enthalte mich zunächst,
auf die Motive näher einzugehen, die der Verwaltuugsrath Ihnen in seinemReferat des Näheren
dargelegt hat und bemerke nur, daß diese Vorlage des Verwaltuugsraths in dem I. und IV.
Ausschuß sehr eingehendbesprochen worden ist Man hat in diesem Ausschuß von keiner Seite
bestritten, daß es sich um eiu Bauwert von historischer Bedeutung und von größtem Kunstwerthe
handelt. Meine Herren! Es ist ein Bauwert, dessen Ursprung, wie Sie aus dem Referate sehen,
bereits um das Jahr 700 zu suchen ist, ein Bauwerk, das in seinen wesentlichsten Theilen der
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Kunst-Epoche des Kölner Deines angehört; es ist niemals gänzlich zur Vollendung gekommen —
die Mittel haben früher dazu gefehlt — in denjenigenTheilen, in welchen es vollendetwar, ist
es außerordentlichzerfallen. Die Summe, die erforderlichist, um es herzustellen,war ursprünglich
auf 847 050 Mark bemessen,später hat man einen billigeren Kostenanschlag geinachtund glaubt,
mit circa 600 000 Mark zu reichen. Die evangelische Kirchengemeindezu Wesel, eine kleine
Kirchgemeinde, ist selbstredend nicht in der Lage, aus ihren Mitteln eine so bedeutendeSumme
aufzubringen. Es sind auch nähere Angaben über die Steuerverhältnisse gemacht, aus denen sich
ergibt, daß in Wesel alles dasjenige aus eigenenKräften geschehen ist, was man irgendwiedieser
kleinen Gemeinde zumuthen kann. Nnn hat die Gemeinde sich sowohl mit der Bitte an den
Kultus-Minister gewendet, aus dem Dispositionsfonds, der Sr. Majestät dem Kaiser und König
für derartige Zwecke zur Verfügung steht, einen Beitrag zu erhalten, als auch hierhin. Sie wissen,
meine Herren, wie sehr der Allerhöchste Dispositionsfonds belastet ist und wie schwierig es ist,
aus diesem Fonds einen erheblichen Beitrag zu bekommen; nichts destoweniger schreibt der Minister
unter dem 1. November 1881 an den Herrn Ober-Präsidenten und theilt der Herr Ober-Präsident
unter dem 13. November d. I. hierher Folgendes darüber mit:

„Der Herr Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten hat
mich mittelst Erlasses vom 1. d. M. davon in Kenntniß gesetzt, daß er in Gemeinschaft mit
dem Herrn Finanz-Minister bei des Kaisers und Königs Majestät die Bewilligung der Hälfte
der Kosten für den Restaurationsbau der Willibrodi-Kirchein Wesel mit rund 270 000 Mark in
6 Jahresraten zu je 45 000 Mark aus dem AllerhöchstenDispositionsfonds bei der General-
Staatskasse beantragen werde. Die Bewilligung würde aber nur unter der Bedingung erfolgen
tonnen, daß die Bereitstellung der zweiten Hälfte zuvor anderweit zweifellos gesichert sei und es
werde daher die Zahlung der jedesmaligen antheiligen Rate der Staatskasse von der Verwendung
der entsprechendenRate der anderweit aufzubringenden Kostenhälfte abhängig gemacht werden
müssen. Zu diesem Zwecke sei beabsichtigt, die Bauausführung in entsprechenden,thuulichst von
einander unabhängigen Abschnittenderart zu theilen, daß, sofern nach Vollendung des betreffenden
Abschnittes die weitere Rate der anderweit zu beschaffenden Hälfte noch nicht bereit sein sollte, die
Fortführung des Baues ohne Gefährdung der bereits hergestelltenTheile vorläufig sistirt werden
könnte. Eine stärkere Inanspruchnahme der Staatskasse werde jedenfalls ausgeschlossen bleiben
müssen. Da der angesammelteBaufonds bereits 100 000 Mark betrüge, fo würden, falls der
Provinzial-Landtagdie Summe von 50 000 Mark bewilligte,die Mittel für die beiden ersten Bau¬
jahre vollständig,für das dritte beinahe vorhanden sein.

Indem Euer Durchlaucht ich ganz ergebenst ersuche, hiervou dem Provinzial-Landtage
gefälligstMittheilung machen zu wollen, füge ich ergebensthinzu, daß es der Herr Minister als
sehr erwünscht ansieht, wenn der Beitrag der Provinz, so thunlich, in 6, statt in 10 Jahresraten
zahlbar gemacht werden tonnte. Ich habe den Herrn Landes-Direktorhiervon mit dem Ersuchen
in Kenntniß gesetzt, dem Provinzial-Verwaltungsrathe von Vorstehendem behufs etwaiger Modifi¬
kation seiner bisher in der Sache gefaßten BeschlüsseMittheilung zu machen, und erlaube mir
Euer Durchlaucht geneigteUnterstützungin der Sache ganz ergebenstin Anspruchzu nehmen.

von Barde leben."
Im Anschluß an dieses Schreiben ist nun, wie Sie gehört haben, jetzt eben zu Händen

des Herrn Landtags-Marschalls ein Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten vom 24, November
d. I. eingegangen,worin mitgetheilt wird, daß inzwischen die Allerhöchste Genehmigungunter den
Bedingungen ertheilt sei, wie sie durch das Schreiben des Herrn Ministers vsm 1. d. M. des
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Nähern dargelegt und Ihnen soeben verlesen worden sind. Die Sache ist nicht wieder an den
Provinzial-Verwaltungsrath zurückgegangen, wie das hier Seitens des Herrn Ober-Präsidenten
beantragt wird, sondern direkt vom Ausschuß behandelt worden, und hat der Ausschuß in seiner
großen Majorität Ihnen den Vorschlag gemacht, den Antrag des Provinzial-Verwaltnngsraths jetzt
dahin zu fassen, daß die vom Provinzial-Verwaltungsratl) vorgeschlagenen 50 000 Mark statt in
10 Jahresraten in 6 aufeinanderfolgeuden Jahresraten, also zu 8333 V» Mark bewilligt werden
sollen. Ich werde mich nun beehren, Ihnen das Referat des I. und IV. Ausschusses zu verlesen,
welches lautet:

In der Sitzung des I. und IV. Ausschusses vom 14. November er. wurde das Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes, betreffend die Bewilligung einer Beihülfe zu den Kosten der
banlichen Wiederherstellung der Willibrobi-Kirche in Wesel, verlesen uud berathen. Im Anschluß
an das Referat wurde dem Ausschüsse eine Zuschrift des Herrn Ober-Präsidenten der Rheinprovinz
an den Herrn Lcmdtags-Marschall vom 13. November er. mitgetheilt, derzufolge die Herren Kultus¬
minister und Finanzminister bei Seiner Majestät dem Kaiser die Bewilligung der Hälfte der
Restaurationskosteu der genannten Kirche mit rund 270 000 Mark in 6 Jahresraten zu je
45 000 Mark aus dem Allerhöchsten Dispositionsfonds bei der General-Staatskasse beantragen
werden. Diese Bewilligung wird aber nur unter der Bedingung erfolgen, daß die Bereitstellung
der zweiten Hälfte der Baukosten zuvor anderweit zweifellos gesichert sei und soll die Zahlung der
jedesmaligen Rate aus der Staatskasse jedesmal von der Verwendung der entsprechenden Rate der
anderweit aufzubringenden Hälfte der Kosten abhängig gemacht werden.

Dein Herrn Minister erscheint es demnach zufolge der erwähnten Mittheilung des Herrn
Ober-Präsidenten sehr erwünscht, wenn der Beitrag der Provinz so thunlich in 6 statt in 10
Iahresrenten zahlbar gemacht werden tonnte, — In der hierauf folgenden Berathung wurde von
keiner Seite bestritteu, daß die Volleudung resp, bauliche Wiederherstellung der vorhandenen Theile
der Willibrodi-Kirche im Interesse der nationalen Kunst höchst wünschenswerth sei, auch wurde von
keiner Seite bezweifelt, daß die im Referate bezeichneten Snmmen in der angegebenen Höhe fiir
diese Wiederherstellung nothwendig seien.

Dagegen wurden von mehreren Mitgliedern des Ausschusses geltend gemacht, es könne
erst dann von einer Beihülfe aus Provinzialmitteln die Rede sein, wenn alle andern Mittel zur
Aufbringung der Baukosten erschöpft seien; das sei aber im vorliegenden Falle nicht hinreichend
nachgewiesen, insbesondere stehe nicht fest, ob die evangelische Kirchengemeinde sich hinreichend
bemüht habe, durch Hauskollekten und Verloosnngcn Geldmittel zn gewinnen. Der Antrag, bis zu
bem bezüglichen näheren Nachweise die Entscheidung über diese Angelegenheit auszusetzen, wurde
indeß vom Ausschusse mit großer Majorität abgelehnt, weil Seitens mehrerer Mitglieder bekundet
wurde, daß die evangelische Kirchengemeinde zu Wesel sich seit Jahren bemüht habe, durch Haus¬
kollekten Geldmittel aufzubringen, und weil durch Vcrloosuugen, abgesehen von Geldlotterien, deren
Bewilligung fast überall von den Aufsichtsbehörden abgelehnt worden, durchgängig keine irgend
erheblichen Resultate erzielt wurden.

Sodann wurden bezüglich der Höhe der beantragten Summe von einzelnen Mitgliedern
bedenken erhoben, uud wurde besonders darauf hingewiesen, daß die Bewilligungen auf derartige
Anträge nach möglichst gleichem Maßstabe erfolgen müßten, daß aber nach dem Maß der Bewilli¬
gungen des 26. Provinzial-Landtages speciell für die Münsterkirche zu Aachen die gegenwärtig bean¬
tragten Summen zu hoch gegriffen erscheinen. Dagegen wurde andererseits geltend gemacht, daß
ein absolut gleicher Maßstab für die Behandlung solcher Anträge überhaupt praktisch nicht gefun
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den werden könne, duß auch im gegenwärtigen Falle der kleinen Kirchengemeinde eine besonders
schwere Last bleibe, indem dieselbe alljährlich eine Summe von 45 000 Mark aufzuhringen habe,
wenn sie sich nicht der Gefahr aussetzen wolle, daß ihr die aus Allerhöchstem Dispositionsfonds
in Aussicht gestellte Iahresrente in gleich hohem Betrage verloren gehe, und daß demnach eine
Aeihiilfe der Provinz in der beantragten Höhe völlig gerechtfertigt fei.

Im Anfchlusfe an diese Ausführungen wnrde der Antrag gestellt:
„Der Ausschuß möge dem hohen Landtage empfehlen, der evangelischen Kirchengemeinde
zu Wesel zu den Kosten der Rcstauratiou der Willibrodi'Kirche für die Dauer von 6
aufeinander folgenden Jahren einen Jahresbeitrag von 8333'/» Mark zn bewilligen.

Dieser Antrag fand die Zustimmung der Majorität des Ausschusses und wird hiermit
dem hohen Hause zur Annahme empfohlen.

Land tags-Marsch all: Ich stelle diesen Antrag des Ausschusseszur Diskussion, Herr
von Eynern hat das Wort.

Abgeordneter von Eynern: Meine Herreu! Es sind hier drei Anträge auf Bewilli¬
gungen von Restaurationen von Kirchen, die uns hinter einander gestellt zur heutigen Tages¬
ordnung vorliegen. Der erste Antrag betrifft die Willibrodi-Kirche zn Wesel, der zweite Antrag
die St. Anna-Pfarrkirche in Düreu und der dritte Antrag die Schloßkirche in Meiscnhcim. Ich
habe in dem I. und IV. Ausschuß den Berathungen über die Willibrodi-Kirche wegen anderweiter
Geschäfte im VI. Ausschuß nicht beiwohnen können, ich würde mich sonst in diesem Ausschuß gegen
die Bewilligung ausgesprochen haben. Ich habe aber aus dem Referat und aus den Mittheilungen,
die ich selbst eingezogen habe, nicht den Eindruck gewinnen können, daß es sich hier um eine noth¬
wendige Unterstützung handelt, daß die Pfarrgemeinde selbst nicht in der Lage sein sollte, bei weitem
höher zu den Kosten der Restanration dieser Kirche beizutragen, als sie es thut. Die Steuer-
Verhältnisse der Stadtgemeinde Wesel sind keine ungünstigen und die Kirchensteuer, die dort gezahlt
Wird, beträgt nur 5^/iu °/o der Staats-Einkommensteuer. Meine Herren! Wir in unserem Belgi¬
schen Lande sind an ganz andere Kirchensteuern gewöhnt, und es fällt nns nicht ein, zur Restau¬
ration unserer Kirchen, die auch möglicher Weise einige Bedeutung haben, znr Provinz zu kommen
und um Unterstützung zu bitten. Es ist ja möglich, daß diese Willibrodi-Kirche ein sehr wichtiges
und alterthümlichcs Denkmal ist, aber ich glaube, daß es doch allgemeinere Zwecke giebt, für die
wir die Gelder der Prouinzial-Hülfskafsc oder des Ständcfonds bester verwenden könnten, als für
solche Zwecke, die ich als Spezial-Zwecke bezeichnen muß. Daß bei der Beurtheiluug derartiger
Kirchen ja das Urtheil vieler Sachkenner immer dahin geht, daß es außerordentlich bedeutende
Denkmäler aus der Zeit unserer Väter sind, daß immer bedeutende Kunstkenner sich finden lassen,
die diese Baudenkmäler als ungewöhnlich wichtig darstellen, meine Herren, das bezweifle ich nicht,
ich verlange aber für die Unterhaltung von derartigen Kirchen eine stärkere Beitragspflicht der
kirchlichen Gemeinden.

Dasselbe, meine Herren, ist für mich der Fall gewesen — ich habe dieser Berathung
im Ausschuß beigewohnt — in Vezng auf die St. Annakirche in Düren. Ich glaube, daß die
Unterhaltung von monumentalen Bauwerken, neben der Kirchengemeinde in erster Linie Sache der
betreffenden Civil-Gemeinden ist, und erachte ich die Civil-Gemeinde in Düren für eine so reiche,
daß ich mich gegen die Bewilligung schon im Ausschuß ausgesprochen habe.

Lanbtags-Marschall: Ich muß Herrn von Eynern bitten, bei der Sache zu bleiben.
Abgeordneter von Eynern: Ich glaube, die drei Bewilligungen stehen in innerem Zu¬

sammenhang, man kaun doch nicht die eine herausgreifen, den einen Punkt nicht bewilligen, und
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für den anderen eintreten. Ich glaube, es ist richtiger, daß die drei Punkte in einer Generaldebatte
zusammengefaßt werden.

Landtags-Marschall: Ich bitte um Entschuldigung, es ist das nicht möglich.
Abgeordneter von Eynern: Wenn der Herr Landtags-Marschall anderer Ansicht ist, so

muß ich mich natürlich dieser Ansicht unterwerfen. Ich habe in Bezug auf Wesel meine Ansicht
genügend geäußert, nm das Votum, weshalb ich gegen den Antrag des Ausschusses stimme, zn
begründen.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Dietze hat das Wort.
Abgeordneter Dietze: Meine Herreu! Aus den eben mitgetheilten Worten des Herrn

von Eynern haben wir auf das Klarste entnehmen können, daß Herr von Eynern leider
nicht im Ausschuß anwesend war, als über die Angelegenheit verhandelt worden ist. Es würde
das Alles schon im Ausschuß widerlegt worden sein, was Herr von Eynern hier gesagt hat,
wozu ich uothgedruugen hier jetzt übergehen muß. Erstens ist die Willibrodi-Kirche eines der
ältesten und bedeutendste!! Baudenkmäler der Provinz, zweitens ist die Gemeinde iu Wesel als
Kircheugemeiude durchaus nicht in der Lage, aus eigenen Mitteln den Bau herstellen zu können,
und drittens wurde die Unterstützuug Seiteus der Provinz immer nur unter der Voraussetzung iu
Aussicht gestellt, daß der Staat ebenso das Scinige dazu hergeben würde. Nachdem das Letztere
erfolgt ist, kaun die Provinz nicht mehr zurückbleiben. Ans diesen Gründe» bat im I. und IV.
Ausschuß namentlich auch die Veränderung des Antrags des Proviuzial-Vcrwaltnngsraths statt-
gesunde», daß nicht in 10, sondern in 6 Jahresrate» die U»terstützu»g stattfinden soll. Wem,
Herr von Eynern unter nns gewesen wäre, so würde er die Gründe, welche er gegen den An-
trag aufgestellt hat, heute hier wobl uicht aufgestellt haben. In der ausführlichen Diskussion in
dem I. und IV. Ausschuß ist daß Alles widerlegt worden. Ich kann Sie nur auf das allerwärmste
bitten, dem Antrage des Ausschusses Folge zu geben.

Laudtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Freiherr Felix von LoL hat das Wort.
Abgeordneter «Freiherr von Loü: Es war nicht meine Absicht, mich zum Worte zu ineldeu,

wenn nicht überhaupt eiue Diskussion über diesen Gegenstand stattfände. Nachdem dieselbe eröff»et
ist, bekenne ich mich als denjenigen, der den Gegenantrag im Ausschuß gestellt hat, uud zwar nicht
deshalb, weil mir die Sache unsympathisch wäre — ich bin oft an der Kirche vorbei gekommen und
habe mit großem Bedauern gesehen, daß ein so schönes Bauwerk dein Verfalle entgegen gehe und
»icht erhalten werde, und werde es mit Freudeu begrüßen, wenn die Kirche in ihrem alten Styl
kunstgerecht wieder hergestellt wird — sondern meine Gründe waren, wie das den Herren im
Ausschuß bckauut sein wird, anderer Art, und wenn der Herr Vorredner, der Herr Abgeordnete
Dietze, gesagt hat, die Gründe wären dort alle widerlegt worden, so habe ich mich zum Worte
gemeldet, nm dies zu bestreiten. Meine Herren, ich habe den Pnukt bervorgehobe», wie scho» im
Referat gefagt worden ist, daß die Wege zur Aufbringung der Mittel, ohne die Provinz iu Anspruch
zu nehmen, keineswegs erschöpft worden seien. Es ist allerdings, wie es in dem Referat heißt,
von einigen Mitgliedern gesagt worden, es seien Kollekten gehalten worden; ein Nachweis darüber
hat aber nicht vorgelegen, die Frage ist vielmehr im Zweifel geblieben, und fo lange die Frage
nicht klar gestellt ist, bleibe ich heute noch bei der Ansicht, daß die Gemeinde etwas mehr thu»
sollte, als sie gethan hat, um uns beweisen zu können: wir können nicht auf einem anderen Wege
das Geld beschaffen, wir müssen die Provinz in Anspruch nehmen. In dem Referate ist aus¬
gelassen worden — das war zuerst der Antrag des Grafen von Mirbach — daß gefragt
worden ist, ob denn überhaupt zwei Kirchen in Wesel nothwendig seien. Meine Herren, es ist
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bekannt, die evangelische Gemeinde ist die kleinste in Wesel, sie hat aber die beiden größten Kirchen,
es ist die Willibrodi-Kirche und, wenn ich nicht irre, die Matena-Kirche. Nun wird schon die
Matena-Kirche ausgebaut resp, es wird der Thurm restaurirt u. s, w. Es ist dort aber absolut
nur eine Kirche nothwendig. Wenn die Gemeinde Geld für Bauten disponibel hat uud sagt: die
Willibrodi-Kirche ist ein schönes Denkmal, wir wollen es erhalten, was ich von Herzen wünsche,
so sollte sie das Gelb zuerst dafür verwenden — das war der Gedanke des Grafen v. Mirbach,
der ihn zu seiner Frage verleitete — und wenn das nicht ausreiche« würde, dann erst Andere in
Anspruch nehmen. Ich habe im Ausschuß keinen Antrag stellen wollen und thue es auch jetzt
nicht, ich wollte aber dem Herrn Abgeordneten Dietze geantwortet haben, daß die Gründe, die
gegen die Bewilligung sprechen und hervorgehoben worden sind, auch im Ausschuß nicht widerlegt
worden sind.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete v. Eynern hat das Wort.
Abgeordneter von Eynern: Der Herr Abgeordnete Dietze scheint das Hauptgewicht

darauf zu legen, daß ich der betreffenden Sitzung des I. und II. Ausschusses nicht angewohnt habe,
er scheint zu bedauern, daß er iu der Sache eine Ncde halten mußte, ich weiß nicht, ob er wirklich
darüber so großes Bedauern empfindet. (Heiterkeit.) Ich habe der Sitzung des I. und IV. Aus¬
schuffes nicht anwohnen können, weil gleichzeitig, soviel ich mich criunere, der VI. Ausschuß tagte
und der Herr Landtags-Marschall mir die Ehre erwiesen hat, mich beiden Ausschüssen zuzutheilen,
und nach meiner Ansicht im VI. Ausschuß die wichtigere Berathung über den Schorlemer'schen
Gesetz-Entwurf stattfand. Wenn der Herr Abgeordnete Dietze gesagt hat, im Ausschuß sei das
Alles schon widerlegt worden, was ich gesagt habe, ja, mciue Herreu, ich habe mit Fleiß uud mit
Sorgfalt das Referat gelesen und habe in diesem Referate, das den Gang der Verhandlungen dar¬
stellt, eine Widerlegung meiner Ansichten nicht gefuudeu, und dann kommt es ja bei jeder Wider¬
legung immer darauf an, ob dieselbe auch vou demjenigen, der widerlegt werden soll, als Wider¬
legung augesehen wird. Es ist noch nicht gesagt, daß, wenn der Herr Abgeordnete Dietze eine
Ansicht äußert, diese dadurch auch nun sofort meine Ansicht wird.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Ientges hat das Wort.
Abgeordneter Ientges: Meine Herren! In dem Ausschuß ist allerdings von dem Herrn

Freiherrn von Lo8 die Frage erhoben worden, ob auch die Leistungsfähigkeit der Gemeinde auf
diefem Gebiet erschöpft sei und ob die Leistungsfähigkeit sich bewährt habe. Damals haben Kollege
Marcus und ich aus persönlicher Erfahrung geglaubt aussprechen zu müssen, daß an uns bereits
Listen herangelangt sind, um Beiträge zu leisten, aber eine bestimmte Antwort konnten wir nicht
ertheilen. Seitdem habe ich mich aus authentischer Quelle überzeugen können, — es ist ein Ver¬
treter der Gemeinde hier gewesen, der mir dies bestätigte, — daß Listen durch die ganze Provinz
herumgegangen sind. Nach dieser Richtung sind die Kräfte der Gemeinde crfchöpft. Weiter habe
ich den gemachten Ausführungen Nichts hinzuzufügen.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Graf vou Mirbach hat das Wort.
Abgeordneter Graf von Mirbach: Ich wollte nur eine kleine Berichtigung hinzufügen.

Wenn ich im Ausschuß gesagt habe, es möchte vielleicht wünschenswert!) sein, die Matena-Kirche
nicht ferner zum Gottesdienst zu gebrauchen, dann habe ich das nur unter der Voraussetzung gesagt,
daß die Matena-Kirche nicht vielleicht auch ein erhaltcuswerthes Denkmal sei, und das eben ist
geleugnet und behauptet worden, die Matena-Kirche sei allerdings nicht von Kunstwerth.

Landtags-Marschall: Wünscht noch Jemand das Wort? — Der Herr Referent hat
das Wort.
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Referent AbgeordneterPelzer: Die Einwendungen,die insbesondere Herr von Eynern
und Herr Freiherr von Loe gegen den Antrag des Verwaltuugsraths resp. Ihrer vereinigten
I und IV. Ausschüsse erheben, würden meines Erachteus und, ich glaube, nach dem Erachten der
Majorität dieser Ausschüsse, eine größere Berechtigung haben, wenn es sich in Wirklichkeit um
ausschließlich gottesdicnstlichc praktische Bedürfnisseder betreffenden Kirchengemeinde handelte. Dann,
glaube ich, würden die Herren in der Lage sein, in diesen, wie in vielen anderen derartigen Fällen,
die schon an Sie herangetreten sind oder noch an sie herantreten werden, den betreffendenKirchen¬
gemeinden sagen zu können: Sorgt für Euch selbst, nehmt ans Euerer eigenen Tasche, Euere
plattischen tägliche»Bedürfnisse müßt Ihr selber bestreiken. Die genannten Herren scheinen mir
aber Folgendes wenig zu berücksichtigen.Wir haben im Rheinlande, und das gehört ganz beson¬
ders zur Eigenart uud Schönheit des Rheinlands, diese große Zahl prachtvoller Bauwerke alter
Heilen, einen Reichthum,wie ihn andere Provinzen nicht besitzen. Fahren Sie nach unserm Osten
hin und sehen Sie aus dem Eisenbahnwagenin das Land hinein, daß Sie durchstreifen,so sehen
Sie in Wirklichkeit kaum Etwas, was Ihr Auge irgendwie fesseln könnte; wie anders, wenn Sie
durch das Rheinthal hinabgehenund die Rheinlande durchwandern,dort erkennt der Blick, daß Sie
sich in einem Lande befinden, welches eine mehr als tausendjährige Kultur besitzt und welches
Bauwerke geschaffen hat, die ursprünglich oft größereu Zwecken dienten, die aber über die prak¬
tischen Zwecke des heutigen Tages vielfach hiuausgehen. Darin eben liegt es, meine Herren, daß
an Sie im RheinischenProvinzial-Landtag ohne Zweifel öfter derartige Anträge herantreten, und
daß größere Summen in den Rhcinlanden, als es in den anderen Provinzen des preußischen
Staates der Fall sein wird, gefordert werden. (Sehr richtig!) Darauf, meine Herren, meine ich
sollten wir ganz vorzugsweise stolz sein, daß wir eben ein Jahrhundert hinter uns haben, welches
solche Kunstwerkegeschaffen hat, und deshalb, meine Herren, meine ich, follteu wir auch nicht
knickerigsein, und nicht untersuchen, ist in Wirklichkeitder letzte Pfennig von den Leuten geleistet
worden, ehe wir daran gehen, die Pflichten zu erfüllen, die uns nach dem Dotationsgesetzhier
obliegen, ich möchte sagen, ein Patronat für Kunst und Wissenschaft mit zu übernehmen.(Bravo!)
Wohin follte es führen, meiue Herren, wenn Sie neue Diuge schaffen und diese gewaltigenDenk¬
mäler einer großen Vergangenheit inzwischenin Trümmer zerfallen lassen. Meine Herren, ich
Meine, es ist unfere erste Aufgabe, zu erhalten, was wir haben, und woranf wir in Wahrheit
!tolz sein könne». Das Rheinlandragt, wie gesagt, vor vielleicht allen anderen Provinzen und Ländern
Deutschlands in dieser Beziehung außerordentlichheroor. Run, meine Herren, die Willibrodi-Kirche
>st eine der Kirchen, die weit über das praktische Bedürfniß der heutigen kleinen Kirchgemeinde von
Wesel hinausgeht, ich meine aber, wir sollten davor Respekt haben, daß der Eigenthümer dieser
Kirche gethan hat, was er nach seinen Kräften thnn konnte, daß er Anstrengungenmacht, um die
600 000 Mark, die nothwendigsind, aufzubringen. Run ist von Hauskollelten und Verloosungcn
die Rede gewesen. Meine Herren, ich glaube doch wirklich, wenn Sie sich einmal ansehen, was
bei solchen Hauskolletten und Verloosungenherauskommt,dann können Sie nicht gut die Lente auf
diesen Titel hin abweisen. Sehen Sie sich einmal diese unzähligen Büchelchen an, die an Jeden
von uns für Hauskollektenherankommen und zählen Sie zusammen,was diese vielleichtim Laufe
von 8 oder 14 Tagen, während deren sich die Kollektantenin einer Stadt aufhalten, aufbringen,
und rechnen Sie die Reisespesen der betreffenden Herren Kollektantenab, so bleibt für den Zweck
der Kollekte der Regel nach nichts übrig. Es ist leider Gottes der Fall, bei einer Masse von
Hauskollettenmachen sich nur die Herren Reisendenbezahlt, die es vielleicht angenehmerfinden,
>tatt zu Hause zu arbeiten, Reisen zn machen und mit von der Polizei approbirten Büchelchen
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in der Welt herumzuwauderu und zunächst die Reisekosten in Abzug zu bringen. Was
die Verloosungen angeht, so will ich diese Gelegenheit wahrnehmen, um mich mit dem hoch«
verehrteu Herrn Kollege» Kaesen ein wenig auseinanderzusetzen. Herr Kollege Kaesen hat vor
2 Jahren, als es sich um den Münsterbau von Aachen handelte, uns auch darauf hin verwiesen:
macht es wie wir, macht eine Verloosuug, wir leihen euch die Stempel für die Loose, wir sind
jetzt fertig. Ja, meine Herren, Sie wissen, die Geldlotterien, deren der Kölner Dom sich erfreute
und deren er sich bis auf den heutigen Tag erfreut, werden von dem Herrn Ober-Präsidenten
rundweg abgeschlagen. Mir ist wenigstens bei uns kein weiterer Fall bekannt geworden, wo eine
Geldlotterie genehmigt worden wäre; uns ist eine solche jedenfalls in Aachen abgeschlagen worden.
Man hat dort eine Verloosuug vou anderen Objekten in's Werk gesetzt, die Aachener Diskonto-
Gesellschaft hat den Vertrieb dieser Loose übernommen und ist ganz gründlich bei der Geschichte
hereingefallen, und kann ihre Loofe nicht unterbringen. Genug, meine Herren, ich glaube, darauf
können Sie unmöglich eine solche Gemeinde verweisen. Wir haben es dann nnr noch mit dem
einen Einwand zu thun, der in dem I. und IV. Ausschuß erhoben worden ist. Man hat dort
gesagt, man müsse diese Anträge nach einem möglichst gleichen Maßstabe bemessen. Das ist
theoretisch gewiß sehr schön, aber praktisch, wie dies auch hier in dem Referat ausgedrückt ist, ist
es kaum möglich, diesen gleichen Maßstab zu finden. Ich bezweifele keinen Augenblick, daß Sie,
weuu Sie der Willibrodi-Kirche in Wesel die 50 000 Mark bewilligen, Wesel und Aachen gewiß
nicht mit gleichem Maßstabe bemessen, indem Sie dem Aachener Münster nur die Summe von
15 000 Mark bewilligt haben; nichts destoweniger setze ich mich über diese Schmerze« hinweg,
meine Herren, und beantrage und befürworte auf das Wärmste, der Willibrodi-Kirche in Wesel
die Unterstützung in denjenigen Jahresraten zu bewillige«, welche der Ausschuß vorschlägt, dann
wird die Kirchgemeinde von Wesel in der glücklichen Lage sein, auch für die nächsten Jahre mit
aller Sicherheit die Raten abheben zu können, die ihr aus dem Königlichen Dispositionsfonds
zugebilligt worden sind.

Land tags-Marsch all: Wünscht noch Jemand das Wort? — Weuu es nicht der Fall
ist, so schließe ich die Diskussion und bringe den Antrag des Ausschusses zur Abstimmung. Ich
bitte diejenigen, die gegen de'n Antrag des Ausschusses sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Es ist die Minorität, der Antrag ist also angenommen.
Es folgt das Referat des I. und IV. Ausschusses, betreffend die Bewilligung einer Beihülfe

zu deu Kosten der baulichen Wiederherstellung der St, Anna-Pfarrkirche zu Düreu. Referent ist
der Herr Abgeordnete Waldthauseu.

Referent Abgeordneter Waldthauseu: Meiue Herren! Der Herr von Eyuern hat sich
schon theilweise das Pensum angeeignet, welches ich hier zu erledigen habe, ich halte es deshalb
für am zweckiuäßigsten, daß ich ihnen zunächst das Referat vorlese und demnächst die Aufklärung
über das Resultat der Verhandlungen des Ausschusses gebe.

Das Referat des I. uud IV. Ausschusses, betreffend die Gewilligung einer Beihülfe zu
den Kosten der baulichen Wiederherstellung der St. Anua Pfarrkirche zu Düreu, lautet:

Die in dem Referate des Proviuzial-Verwciltungsrathes vom 3. Oktober 1881 über
diesen Gegenstand gegebenen Aufklärungen haben deu Thatbestand klar gelegt und dadurch dem
Ausschusse Gelegenheit geboten, sein Interesse für die Wiederherstellung des alten Bauwerkes
zu bekunden.

Bei den Verhandlungen wurde vor Allem betont, daß, wenn die Provinz aus allgemeinen
Mitteln zu diesem Zwecke beitragen solle, auch die Durchführung gesichert seiu müsse.
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Weiter wurde in Erwägung genommen, daß die CivilgemeindeDüren sich in besonders
günstigen Verhältnissenbefinde, und daß deshalb diese, wenn ihr an der Erhaltung des Bauwertes
liege, ihrerseits ebenfalls einen Beitrag zu den Kostengeben werde.

Diese Gründe bestimmtenden Ausschuß, den Autrag zu stellen:
„Der Provinzial-Lanotag wolle beschließen, als Beitrag zu den Kosten der baulichen
Wiederherstellungder St. Anna-Pfarrkirche zu Dnreu die Summe vou M. 15 000
aus dem Zinsgcwinne der Provinzial-Hülfstassezu bewilligen,wenn die Civil-Gemeiude
Düren zu diesem Zwecke den gleichen Betrag hergebe".

Meine Herren! Aus dem Referat ersehen Sie, daß für die ganze Wiederherstellungder
Kirche ein Betrag oou ea. 150 000 Mark in Anspruch genommenwird. Deswegen tauchte im
Ausschußbei den Verhandlungen die Frage auf, ob man nuu mit Bewilligung der 15 000 Mark
die der Provinzial-Lcmdtagfür diesen Zweck geben soll, anch ausreichen würde und ob nicht etwa
der Bau nachher nichts bcstoweniger doch nicht zur Ausführung gelange« würde. Weiter wurde
in Erwägung genommen, daß die Stadt Düren ein vorzngsweiseven Glucksgütern begünstigter
Ort sei, und daß gerade die Stadt Düren sich wohl ebenfalls daran betheiligenwürde, wenn sie
dazu aufgefordert würde. Aus diesen beiden Gründen ist der Autrag, wie er hier formnlirt ist,
gestellt worden.

Lan dtags-Mar schall: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion. Der Herr Ab¬
geordneteKaescn hat das Wort.

AbgeordneterKaesen: Ich möchte an dasjenige anschließen, was Herr Kollege Pelz er
eben gesagt hat. Die St. Anna-Kirchein Düren, wie all' die anderen großen Kirchen sind nicht
Pfarrkirchen im eigentlichen Siuue des Wortes, sondern Bandentmäler, und da finde ich es wirklich
auffallend, daß in all' den Petitionen immer hervorgehobenwird, daß die katholische Gemeinde so
sehr arm sei. Zu diesen Baudenkmälern trägt nicht die katholische Kirch- sondern die gesammte
Eivilgemeiude bei, und ich glaube nicht, daß die CivilgemeindeDüren in der Lage ist, für die
Unterhaltung oder Wiederherstellungihrer Denkmäler einen Zuschuß von 15 000 Mark zu verlangen.
Ich glaube uicht, daß sie gesetzlich dazu verpflichtetist, aber sehr wohl dazu im Stande, die Bau¬
denkmäler, die die Gemeinde Düren besitzt, wieder herzustellen, ohne deshalb an die Provinz zu
kommen. Deshalb werde ich gegen den Antrag stimmen.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnetevon Eyuern hat das Wort.
Abgeordneterv. Ehnern: Meine Herren! Ich habe vorhin aus den Worten des Herrn

Referenten in der ersten Angelegenheitein gewisses beäugstigcudesGefühl bekommen,als wenn
Aachen vor 2 Jahren nicht genug bekommen habe, und als wenn er für den nächsten Landtag
schon in der Vorbereitung habe, uns wieder mit Aachen zn kommen. (Abgeordneter Pelzer:
Ganz richtig.)

Meine Herren! Ich habe damals auch gegen Aachen gesprochen und ich glaube, es war
auf meinen Antrag, daß die Summe heruntergesetztwnrde. Ich habe mir die Konsequenzen
derartiger Unterstützungenaus der Provinzial-Hülfstasse oder aus dein Ständefonds damals wohl
überlegt. Sie sehen, diese Konseqnenz ist da, es wiro bald keine Kirche mehr geben, die nicht zu uus
kommt und Geld zu ihrer Restauration haben will, und dann wird es immer heißen: die Kirchen¬
gemeinde ist so arm, daß sie nichts beitragen kann. Ein solcher Fall liegt hier wieder bei Düren
vor. Meine Herren, das Gesetz, welches der Herr Abgeordnete Kaesen angezogen hat, lautet nicht
dahin, daß die Eivilgemeinde znr Unterhaltung von Bandeutmälern verpflichtet sei; die Civil¬
gemeinde kann aber zur Unterhaltung vou Baudenkmälern aus ihren Mitteln nach diesem Gesetz
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Zuschüsse leisten, Nnn gehört die Civilgemeinde in Düren wirklich zu den allerreichsten Civil-
gemeinden, die wir in der Rhcinprovinz haben. Hier in dem Antrag wirb sie natürlich wieder
sehr arm gemacht, sie erklärt, daß sie 190 °/o der Staatsstener als Kommunalsteuer erhebe, eine
„für die gedrückten Zeitverhältnisse empfindliche Höhe". Ich habe in meinem ganzen Leben noch
niemals andere als gedrückte Gemeindeverhältnisse kennen gelernt, sobald die Gemeinden etwas
geschenkthaben wollten. 190°/« der Staatsstcuer als Kommnualsteuer ist gar kein Betrag (ich
wiederhole wieder, was ich vorhin gesagt habe) gegenüber den Kommnnal-Aedürfmssen, die wir in
unserem bergischen Lande beitragen müssen, und fällt es uns nicht ein, mit derartigen Anträgen
auf Beiträge zur Unterhaltung solcher Baudenkmäler oder Institute zu kommen. Düren ist zugleich
iu starkem Maße mit Vermächtnissen bedacht. Wenn die Civilgemeinoc wollte, so würde sie sehr
leicht den ganzen Betrag zur Restauration dieses monumentalen Baues übernehmen können, den
Herr Kaesen ganz richtig als einen solchen geschildert hat, zu dem die Ciuilgcmeinde in erster
Linie verpflichtet ist. Deshalb trage ich auch liier darauf an, wie ich es in dem I. und IV.
Ausschüsse gethan habe, die 15 000 Mark nicht zu bewilligen und ebenso den Vermittelmigsantrag,
der gestellt worden ist, gleichzeitig die Civilgemeinde in der Höhe von 15 000 Mark heranzuziehen,
ebenfalls abzulehnen.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Pelzer hat das Wort.
Abgeordneter Pelzer: Meine Herren! Herr Kollege von Eynern kommt immer wieder

darauf zurück und sagt: Was für bescheideneLeute im Bergischen Land sind wir, daß wir mit
derartigen Anträgen nicht herantreten! Ich möchte wissen, für welche Baudenkmäler des Bergischen
Landes die Herren kommen könnten, ich kenne kaum irgend eine Kirche dort, die mit derartigen
Baudenkmälern sich vergleichen ließe. (Oho!) Ich lasse mich sehr gerne belehren. (Rufe: Alten¬
berg.) Für Altenberg ist ans öffentlichen Mitteln wahrlich hinreichend gesorgt worden, aber das
Bergische Land ist in Wirklichkeit arm an monumentalen Bauwerken, wie wir sie im übrige»
Rheinlanbe haben Was nun die Verpflichtung der Civilgemeinde angeht, ans die Herr von
Cynern Bezug nimmt, so war in dem ursprünglichen Gesetzentwurf über die Verpflichtung der
Civilgemeinden gegenüber den Kirchengemeinden geradezu ein Verbot enthalten, Schenkungen an
Kirchgemeinden zu machen. Später ist dieses Verbot aufgehobeu worden und steht es allerdings
den Civilgemeinden frei, aber nur mit Genehmign»«, des Regierungs ° Präsidenteu, Zuwendungen
an die Kirchgemeinden zu machen. Ob in derartigen Fälleu diese Genehmigung ertheilt wird, ich
weiß es nicht. Allerdings finde ich auch, daß für eine Civilgemeiude, die sich des Besitzes eiues
so bedeutenden Bauwerkes erfreut, auch eine gewisse moralische Verbindlichkeit vorliegt — die
Einwohner haben ja zuuächst auch die Freude daran, indem sie es täglich vor Äugen habe» —
aufzukommen zu den Kosten, ich glaube aber, meine Herren, gerade durch den Antrag, wie er
Seitens des Ausschusses gestellt ist, wird am Besten Nachdruck gegeben, daß dieser moralischen
Verbindlichkeit Genüge geleistet werbe, wenn wir eben das Geld unter der Bedingung bewilligen,
daß die Civilgemeinde einen gleichen Beitrag hergiebt. Meine Herren! Die Kirchgemeinde ist
nnbestrittenermaßen eine sehr arme, wenngleich die Civilgemeinde von Düren eine sehr reiche ist.
Es ist aber in dem Ausschuß schon darauf hiugewieseu worden, daß der Reichthum wesentlich in
den Händen der evangelischen Einwohner sich befindet, daß die evangelischen Eiuwohuer Düren's
nur eine sehr armselige Kirche haben und daß sie sehr wahrscheinlich in erster Linie nur für ihre
Kirche Etwas zu geben geneigt sein werden, aber für die katholische Kirche solange wenigstens
nichts geben werden, bis sie eine eigene, bessere und schönere Kirche besitzen, als sie sie gegenwärtig
haben. Die gegenwärtige sieht einer Scheuue ähnlich.
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Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Ientges hat das Wort.
Abgeordneter Ientges: Meine Herren! Nachdem wir eben fiir den Aufban der Willibrodi-

Kirche in Wesel den enormen Beitrag von 50 000 Mark geleistet haben, glaube ich, sind wir kaum
in der Lage, einer kleinen, so unbemittelten Gemeinde einen geringeren Beitrag zu verweigern.
Es handelt sich hier nur um eineu Beitrag von 15 000 Mark, das mögen Sie wohl bedenken, und
Herr Kollege Pelz er hat mit Recht angeführt, die Livilgemeinde Düren mag an sich eine reiche
sein, hier handelt es sich aber speciell um eine ärmere katholische Gemeinde, die, wie wir ans dem
Berichte ersehen, '/^ der Kommunal-Steuer leistet. Ueberhaupt der Reichthum der Gemeinde
Düren wird als unbedingt hingestellt; ob er thatsächlich vorhanden ist, möchte ich auch noch nicht
als absolute Wahrheit betrachten. In Düren giebt es mehrere sehr reiche Familien, aber ob
mehrere sehr reiche Familien den Ort zu einem wirklich reichen stempeln, ist eine Frage, die sich
immer erörtern ließe (Sehr richtig!), aber ich meine, ans Gründen der ausgleichenden Gerechtigkeit
können wir einen solchen Antrag, der noch dazn ziemlich start verllausulirt ist, heute unsere Zu¬
stimmung nicht versagen. Ich möchte deshalb als Mitglied des Ausschusses — ich habe an dieser
Berathung zwar nicht Theil genommen — Ihnen den Autrag warm empfehlen.

Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.

Referent Abgeordneter Waldthausen: Ich glaube das, was der Abgeordnete Ientges
gesagt hat, sollte für uns maßgebend sein. Deshalb möchte auch ich Sie bitten, sich für den
Antrag, den der Ausschuß beschlossenhat, zu erkläre».

Landtags-Marschall: Wenn Niemand mehr sich zum Worte meldet, so schließe ich die
Diskussion und bringe den Antrag des Ausschusses zur Abstimmung. Ich bitte Diejenige,,, die
gegen den Antrag des Ansschusses sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Es ist die Minorität, der Antrag des Ausschusses ist angenommen.

Der nächste Gegenstand ist das Referat des I. uud IV. Ausschusses, betreffend die Be¬
willigung eines Zuschusses zu den Kosten der Wiederherstellung des Thurmes der Schloßkirche zu
Meisenheim. Referent ist der Herr Abgeordnete Lautz.

Referent Abgeordneter Lautz: Meine Herren! Ick) beginne mit der Verlesung des Antrages
Ihres Ausschusses:

„In einem Referate, welches unter IV. Nr. 29 dem Landtage vorliegt und auf welches,
was die Beschreibung des Banwerkes und die zur Herstelluug aufgewendeten Geld-Summeu betrifft,
hier Bezug genommen wird, stellt der Provinzial-Verwaltungsrath den Antrag:

der Provinzial Landtag wolle beschließen:
„der Stadt Mcisenheim zu den Kosten der baulichen Wiederherstellung des Thurmes
der Schloßkirche daselbst eine Beihülfe von 10 000 Mark ans den, Ziusgcwinne der
Hülfskasfe zu bewilligen".

Die Angelegenheit kam in der Abendsitzung vom 14. d. M. zur Berathung in dem
vereinigten I. und IV. Ausschüsse. ES wurde von den Mitgliedern des Ausschusses allseitig aner-
kaunt, daß es sich im untergebenen Falle um Wiederherstellung eines Bauwerkes handle, welches
das Interesse aller Knnstkenner im höchsten Grade in Anspruch nehmen und namentlich als eines
der herrlichsten MeisterstückedeutscherSteiumetzkunst betrachtet werden müsse. Indessen wurde gegen
die Bewilligung der beantragten Unterstützung von einer Seite geltend gemacht, daß die Restau¬
ration ja bereit« vollendet und eS daher zur Erreichung des allerdings wünschenswerth gewesenen
Zieles einer Beihülfe nun nicht mehr bedürfe, daß die Bauschuld von 10 000 Mark ja keine so
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drückende sei, namentlich wenn die Gemeinde bei der Provinzial-Hülfskasse das Geld zu billigen
Zinsen und leichten Nückzahlnngs-Bedingungcn aufnehmen werde, was ja leicht durch dcu Provinzial-
Vcrwaltungsrath vermittelt werden könne.

Von anderer Seite wurde dagegen angeführt, daß die Opfcrwilligleit der Kirchen- und
Stadtgcmeiude von Meisenhcim, die sich in den bisherigen Leistungen in dieser Angelegenheit dokn-
mcntirt, alle Anerkennung verdiene und daß es nur billig erscheine, daß bei der Wiederherstellung
eines solchen monumentalen Baues, — die ja ebensoviel im allgemeinen Interesse der Kuustpflege
und der Erhaltung würdiger Denkmäler aus der Zeit der Väter erscheine, als in dem der betref¬
fenden Gemeinde, — auch die Provinz einen kleinen Beitrag leiste und dies in dem vorliegenden
Fall umsomehr, als es die erste Bitte fei, welche das in den Provinzial-Verband als jüugstcs
Glied neu eingefügte Meiscnheim an hiesiger Stelle ausspreche; wolle man denn auch die volle
Snunne nicht bewilligen, so möge man einen kleineren Beitrag, der vielleicht auf 6000 Mark zu
bemessen sein dürfte, geben.

Es wurde hierauf zur Abstimmuug geschritten und zwar zunächst über den Antrag, über¬
haupt Nichts zu bewillige». Als dieser por mn.jc>ra abgelehnt war, gelangte der Antrag des
Provinzial-Verwaltnngsraths zur Abstimmnug, welcher ebenfalls mit überwiegender Stimmcn-
mehrbcit zurückgewiesen wurde. Mit 13 gegen 8 Stimme» wurde sodaun der Antrag, die Summe
von 6000 Mark zu bewilligen, angenommen und beehrt sich daher der Ausschuß bei dem hohen
Landtage den Antrag zu stellen:

Hoher Landtag wolle beschließe»:
„Der Stadt Meisenhcim zu den Kosten der baulichen Wiederherstellung des Thurmes
der Schloßkirche daselbst eine Beihülfe von 6000 Mark aus dem Ziusgewinne der
Hülfskasfe zu bcwilligcu".

Meiue Herren! Durch Ihr Votum bei Gelegenheit der Bewilligung für die Willibrodi-
Kirche haben Sie ihre Geneigtheit zu erkennen gegeben, mit zu helfen, wo es sich um die Erhal¬
tung von wirklich kunsthistorischen Denkmälern ans der Väterzeit handelt. Daß es sich in dem
gegebenen Falle um ein hervorragendes Denkmal der frühereu Zeit handelt, darüber, glaube ich,
besteht kein Zweifel. Mau könnte vielleicht fragen, was bisber die Gemeinde geleistet hat und
wie deren Prästationsfähigkeit ist. In dieser Beziehung erlaube ich mir einige Ziffer» anzuführen.
Meine Herren, die ganze Restauration, wie sie heut volleudet da steht, hat eiueu Aufwand von
180 000 Mark erfordert. Von diesen 180 000 Mark hat die Kirchgemeinbe 71000 Mark aus
ihren Mitteln gegeben, und die Civilgcmeinde hat den Nest aufzubringen gehabt. Durch die
Gnade Seiner Majestät unseres allergnädigsten Kaisers uud Königs ist der Civilgemeinde eine
Summe von 44 000 Mark gegeben worden. Es bestand für die Nestanration ein Sammelfonds,
begründet im Jahre 1855, aus welchem 30 000 Mark entnommen werden konnten, der ganze
weitere Nest aber, meine Herren, ist durch freiwillige Beiträge, sowie durch Beiträge der Eivil-
gcmeinde beschafft worden, indeß reichten diese Mittel nicht aus, und die Civilgemeinde belastete
sich schließlich noch mit einer Schuld von 10 000 Mark, die heute um so schwerer auf ihr lastet,
als es wirklich eine nicht reiche Gemeinde ist. Daß die Verhältnisse der Gemeinde keine günstigen
sind, meine Herren, mögen Sie aus dem Umstände entnehmen, daß bei den, 25. Provinzial-Laudtag
von Seiten der Stadt Mcisenheim der Autrag gestellt wurde, in den Stand der Landgemeinden
zurückversetztzu werden.

Dann möchte ich mir noch einen kleineu historischen Rückblick erlauben. Die Nestaurirung
wurde im Jahre 1865 begonnen, gerade als Meisenhrim zn Hessen-Darmstadt geschlagen worden.
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Die Restauration wurde bcgonueu unter Voraussetzungen, die durch das Jahr 1866 zunichte
gemacht worden sind. Dadurch sind der Gemeinde Meiscnheim Summeu entgangen, die in Aussicht
gestellt waren. Ich erlaube mir nochmals im Namen des I. und IV. Ausschusses. Sie dringend
zu ersuchen, dem Antrage, 6000 Mark zu bewilligen, beizustimmen.

Lanbtags-Marschall: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion. Der Herr Abge¬
ordnete Courth hat das Wort.

Abgeordneter Courth: Meine Herreu! Ich habe mit Freuden zugestimmt, fiir die Willi-
brodi-Kirche einen Beitrag zu bewilligen, es haudelte sich dort aber um Erhaltung und Rcstauriruug
eines erhabenen Kunstwerks, hier liegt der Fall doch thatsächlich anders. Meine Herren! die Kirche
mag ja auch ein hervorragendes Bauwerk sein, das bezweifele ich nicht, aber die Gemeinde hat
es eben fertig gebracht, daß das Bauwerk sich gegenwärtig in vollständig restaurirtem Zustande
befindet. Ich meine, es ist ein wesentlicher Unterschied, ich meine, wir dürfen nicht ynasi Unter¬
stützungen einer Gemeinde geben, wir können doch nur dazu beitrage», daß eben der Zweck verfolgt
wird, ein Baudenkmal nicht verfallen zu lassen. Ich meine, auch die Äilligteitsgründe siud hier
nicht so vorwiegend. Es sind der Gemeinde durch Allerhöchstes Gnadengescheuk bereits 44 000
Mark geworden. Es lastet noch aus dem Bau eine Schuld von 10 000 Mark auf ihr. Ich glaube,
wie auch in dem Referat ausgeführt ist, die Minderheit des Ausschusses, zu der ich auch gehöre,
hat vollständig Recht, wenn sie sagt: Das ist nicht eine so drückende Schuld, zumal weun die
Abtragung ans viele Jahre vertheilt wird. Ich werde daher gegen diese Bewilligung stimmen.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete von Eynern hat das Wort,
Abgeordneter von Eynern: Meine Herren! Ich hoffe, daß ich diesmal nicht in der

Minorität bleiben werde, ich will nämlich für die Bewilligung sprechen, (Heiterkeit.)
Ich habe hier den Eindruck gewouueu, daß es sich um ein schönes Werk der Baukunst

handelt, und nach den Mittheilungen hat sowohl die Eiuilgcmeinde, wie die Kirchengemeinde meiner
Ansicht nach das Aeußerste geleistet, dieses Bauwerk der Provinz zu erhalten. Ich glaube, daß die
Provinz wohl in der Lage sein kann, nach einer solchen Leistnng der beiden Gemeinden auch ihr
Schcrflein dazu beizutragen. Das war bei den andern Civil- und Kirchengemeinden meines Er¬
achten« nicht der Fall.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Bremig hat das Wort.
Abgeordneter Bremig: Meine Herren! Ich habe einmal vor Jahren hier dem Gefühle

Ausdruck gegeben, als wenn der Rheinische Provinzial-Landtag für uns Oberländer ein nicht so
warmes Herz hätte, wie es sich vielfach für das Niederland zeigt. (Oho!) Ich mag ja im
unrecht gewesen sein (Heiterkeit) und möchte bitten, mich durch Ihr heutiges Votum meiucs
Unrechts vollständig zu überführen. Ich möchte Sie bitten, wo einmal der Regierungsbezirk
Koblenz oder ein Theil desselben um Etwas bittet, auch eine Bewilligung eintreten zu lassen.
Wir kommen so selten, wir kommen noch seltener, als die Trierer (Heiterkeit), ich möchte wirklich
«ach dem, was der Herr Referent Ihnen ausgeführt hat, was ich nur bestätigen kaun in Betreff
der Gemeinde, um die es sich handelt, bitten, doch den Beitrag zu bewilligen, der da gefordert ist.
^ch glaube, Sie werden dann konform mit Ihren beiden vorhergegangenen Beschlüssen sich in der
Bahn bewegen, da zu helfen, wo es sich um Kuustdenkmäler handelt. Ich für meine Person spreche
nicht gern über Bewilligung«?« für Kirchen, ich habe kein großes Bedürfniß dafür, weil ich die
Kirchenlnft nicht vertragen kann, aber, wenn es sich nm die Erhaltung von Kunstdentmälern handelt,
°a müssen alle anderen Rücksichten schwinden. Ich bitte Sie deshalb, dem Antrage des Aus¬
schusses zu entsprechen.

18
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Landtags-Marschall: Meine Herren! Wenn Niemand sich mehr zum Worte meldet,
so schließe ich die Diskussion und bringe den Antrag des Ausschusses auf Bewilligung von 6000 Mark
zur Abstimmung. Ich bitte Diejenigen, die gegen den Autrag sind, sich zu erheben. (Geschieht.)
Es ist die Minorität, der Antrag des Ausschusses ist angenommen.

Es folgt das Referat des I. und IV. Ausschusses,betreffendden Antrag des Vorstandes
der Rheinisch. WestfälischenAnstalt für Epileptische„Vcthel" auf Bewilligung eines laufenden
Zufchussesaus provinzialstäudischen Fonds auch für die nächste Etatsperiode und auf Gewährung
eines außerordentlichenZuschusses von 10000 Mark. Referent ist der Herr AbgeordneteLautz.

Referent AbgeordneterLautz: Meine Herren! Ich beginne zunächst mit der Verlesung
des Referats Ihres Ausschusses:

Durch Beschluß des 26. Proviuzial-Landtags vom 2. Mai 1879 wurde der rheinisch¬
westfälischen Anstalt für Epileptische zu Bethet für die Dauer der Etatsperiode 1879/80 eine jähr¬
liche Beihülfe von 3000 Mark bewilligt, der weitere Antrag auf eine einmalige Gewährung von
9000 Mark für den Bau eines Asyls für blöde epileptische Knaben aber abgelehnt.

Der Vorstand der gedachten Anstalt hat nun in einer Eingabe vom 4. Februar d. I.
die Bitte ausgesprochen:

1. derselben auch für die neue Etatsperiode einen Zuschuß aus ständischen Mitteln zu
bewilligen;

2. einen einmaligen außerordentlichenZuschußvon 10 000 Mark zu bewilligen.
Der Provinzial-Verwaltungsrath hat in einem Referate, welchesunter Nr. IV. 30 dem

hohen Landtage vorliegt, sich für die Bewilligung des Gesuchesaä I ausgesprochen und beantragt,
diesen Zuschußauf die seitherigeHöhe von jährlich 3000 Mark auch für die nächste Etatspcriode
festzusctzeu.Begründet wird dieser Antrag mit dem Hinweise,wie nutzbringenddie Thätigkeit der
Anstalt Bethet fortwährend für die Rheinproviuz sei; vom Jahre 1867—1881 seien aus der
Rheinproviuzim Ganzen 23? Kranke aufgenommenworden, wovon 29 als geheilt, 46 gebessert und
3? ungebessert entlassen,28 gestorben und seien am 5. November d. I. noch 97 in Pflege geblieben.

Zu dem Gesuche «,ä 2, betreffendden einmaligen, außerordentlichenZuschußvon 10 000
Mark führt der Bericht des Provinzial-Verwaltuugsraths aus, daß es ihm augemesseu erschiene!!
fei, zunächst näher festzustellen, inwieweit in der Rheinprovinz das Bedürfniß zur Errichtung einer
eigenenAnstalt für Epileptische etwa vorhanden sei.

Die zu dem Ende gemachtenstatistischen Erhebungen hätten nun das Ergebniß geliefert,
daß als Minimalzahl 2832 angenommenwerden müsse, daß aber in Wirtlichkeit die Zahl dieser
Unglücklichen eine viel höhere sei, da die angegebeneZiffer 2832 nur Diejenigen in sich begreife,
welche der Polizeibehördeals notorischan Epilepsie leidend, bekannt seien, und epileptische Erkran¬
kungen möglichst geheim gehalten zn werden pflegten.

Angesichts dieser Resultate der stattgehabten Ermittelungen glaubte der Vcrwaltungsrath
einstweilendie Bewilligung der erbetenen außerordentlichenBeihülfe für Vethel nicht befürworten
zu können, erachtet es vielmehr für angemessen, der Frage, ob nicht eine eigene Anstalt für die
Rheinprovinz zu errichten sei, näher zu treten und beantragt:

„Der Provinzial-Landtag wolle in Erwägung nehmen, ob nicht eine eigene Anstalt für
Epileptische in der Rheinprovinz zu errichten sei".

Die vereinigten I. und IV. Ausschüsse haben in ihrer Sitzung vom 14. d. M. die Anträge
einer eingehendenPrüfung unterzogenund traten einmüthig allen Ausführungen des Provinzial-
Verwaltungsrathes bei.
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Man sprach sich allseitig dahin aus, daß es Ehrenpflicht für die Provinz sei, zur Linde¬
rung der Noth dieser Kategorien unglücklicher Mitbrüder helfend einzutreten und gleich wie man
für die Irren, Blinden und Taubstummen gesorgt habe, nun auch Vorsorge für diejeuigenBe¬
wohner der Provinz zu treffen, die an der furchtbare«Krankheitder Epilepsie leiden, daß es daher
mdicirt sei, dem Provinzial-Vcrwaltnngsrath jetzt schon den Auftrag zu ertheile», eine dahin gehende
Vorlage für den nächsten Landtag auszuarbeiten.

Dem entsprecheud beschlösse»der I. und IV. Ausschuß einstimmig,zu beantragen:
1. Hoher Landtag wolle beschließen, der Rheinisch-Westfälischen Anstalt für Epileptische

„Bcthel" für die nächsteEtatsperiode eine Beihülfe von jährlich 3000 M. aus dem
Zinsgcwinu der Hülfskassczu gewähren.

2. Hoher Landtag wolle den Proviuzial-Verwaltuugsrath beauftrage», für den nächsten
Landtag eine Vorlage wegen Einrichtuug von eigenenAnstalten in der Nheinprovinz
znr Unterbringung von Epileptischen auszuarbeiteu.

Meiue Herren! Aus dem soeben verlesenen Bericht habe» Sie entnehmenkönnen, daß
Ihre Ausschüsse den Beschlüssendes Provinzial-Verwaltungöraths beigetrcten sind, daß Sie mit
diesem beantragen, 3000 M. jährlichen Zuschußfür die Etatsperiode zu bewilligen,daß Sie dagegen
den einmaligen Zuschuß von 10 000 M. ablehnen. Dies Letztere,meine Herren, geschah uichl
aus dem Grunde, baß uicht vielleicht der Sache selbst von Seiten aller Mitglieder des Ausschusses
die wärmste Sympathie entgegengetragen worden wäre, vielmehr aus der entgegengesetzten Erwä¬
gung, daß hier Größeres geleistet werden müsse und daher die Mittel im Einzelnen nicht dürften
zersplittert werden. Meine Herren! Der schönste Theil der Aufgaben, die der provinziellenSelbst¬
verwaltung überlassensind, ist uustreitig die Errichtung und Erhaltung uou Anstalten, bestimmt,
der werkthätigen Nächstenliebezu dieueu, und wahrlich, meine Herren, mit Stolz können Sie zurück¬
schauen auf Dasjenige, was die Nheinprovinzbis jetzt auf diefem Gebiet in dem letzten Deceuuium
gethan hat. Eine hinreichendeAnzahl von Irrenanstalten bietet für die Irrsinnigen Asyle, wo
sie bei rationellster Pflege an der Hand der Errungenschaftender Wissenschaft Genesungvon ihren
Leiden finden können, und vielen von denen, bei denen eine Genesungnicht mehr möglich ist, die
der ewigen Geistesuacht anheim gefallen sind, bieten sie wenigstenseine Stätte dar, wo sie der
Wohlthaten der materiellenPflege theilhaftig werden. Durch die Vergrößerung der Blindenanstalt
haben Sie einer größeren Anzahl von leidendenMitbrüdern Gelegenheit gegeben, zu lernen, wie
sie sich künftig ernähren könne». Gleichzeitig führen Sie durch gediegenen Unterricht dem ohnehin
s° empfänglichen inneren Seelenleben des Blinden neue Nahruug zu, die ihn befähigt, den Maugel
des Augenlichtesminder schwer zu trage». Was i» der neuste« Zeit auf dem Gebiete der Taub¬
stummen-Pflegegeschehe» ist, meine Herren, das lebt in Ihrer aller Erinnerung: in 8 Anstalten,
theils gegründet durch die Provinz, theils unterstützt von ihr, lernen diese Unglücklichen sich mit
ihren Mitmenschen zu verständigen, sie lernen, wie alle vollsinnigen Kinder in den Schulen, und
sind im Stande, künftighin durch das Leben sich selbst hiudnrchznschlagen;auö den sonst so
unzufriedenen,mißtrauischenTaubstummen haben Sie einen frohen Menschengemacht, der froh
mit seinen Mitmenschen leben kann. Vieles, meine Herren, ist also schon geschehen, aber
Ihrer Hülfe wartet noch eine andere Kategorie von Leidenden, um die es sich in der heutigen
Vorlage handelt, Leidende, die eben fo unglücklichsind, wie alle anderen, von denen ich
gesprochen; ich möchte sagen, noch unglücklicher, als diese. Meine Herren, das blinde
Kind erhält nicht bloß Liebe im Schooß seiner Familie, wohin es auch kommen mag, tritt
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ihm die größte Theilnahme entgegen, und gern und freudig unterstützt es Jeder. Wie anders
aber bei dem armen epileptischenKinde! Außer der treuen Mutterbnist, deren Aufopferung
uiemals aufhört, ist keine Stätte, wohin es flüchten kann. Der Jugend - Gespiele,der einen dieser
furchtbaren Anfälle gesehen, weicht scheu zurück und kehrt nicht wieder. Es wächst nun das epilep¬
tische Kind auf, es wird größer, gehört es aber nicht einer Familie an, die durch Güter dieser
Welt gesegnet ist, so fehlen ihm die Mittel einer guten Ernährung, einer guten Pflege und dann
verfällt es, wie erfahrungsmäßig feststeht, dem Blödsinn oder dem Irrsinn, oder, meine Herreu,
es wächst auf und kommt in das Alter, wo es sich selbst zu ernähren hat, oder es handelt sich
nm einen Fall, der im späteren Lebensalter eingetreten ist, wie schwer lastet dann die Hand des
Geschickes auf diesen Erwachsenen! Der Irre weiß nichts von seinem Zustande, den Epileptischen
verläßt nicht der Gedanke, daß jeden Augenblick ein Ausbruch seiner fürchterlichenKrankheit zum
Vorscheinkommen kann; und hat er sich hinausgewagt in den Kreis fröhlicher Menschen, scheu
zieht er sich zurück, von dem Gedanken durchzuckt,der Augenblick ist nahe gekommen, und dann,
meine Herren, wie schwer wird es diesen Leidenden, sich durch die Welt zu schlagen. Durch die
vielen Anfälle, denen sie ausgesetzt sind, sind ihre Kräfte zum Theil verloren gegangen, sie sind
nicht so arbeitsfähig wie andere, und wer nimmt sie in seine Häuser auf, um ihnen Arbeit zn
geben? Meine Herren, bedenken Sie, daß es in unserer reichen, schönen Nheiuprovinz tansendevon
solchen Unglücklichen giebt, die Ihrer Unterstützungharren. Meine Herren, hier ist eine schöne
Aufgabe zu lösen, und ich bin überzeugt,meine Herren, daß Sie freudig dem Antrage, den Ihr
Ausschuß gestellthat, zustimmen. Geben Sie dem Verwaltungsrath den Auftrag, eine Vorlage an
den nächsten Landtag zu bringen, und, meine Herren, wenn eine solche Vorlage eingebrachtist und
Sie haben derselben zugestimmtund der Segen Gottes rnht dann auf dem Werke, dann, meine
Herren, können Sie die Gewißheit mit nach Hause nchmeu, daß Sie die Thräneu vou Tausenden
Ihrer Mitbrttder getrocknet, die Leiden vou Tausenden gelindert haben. Ich bitte Sie, meine
Herren, die Anträge Ihrer Kommission anzunehmen. (Lebhaftes Bravo!)

Landtags-Marschall: Meine Herren! Ich stelle die Anträge des Ausschusses zur
Diskussionund zwar zunächst,da sich die Anträge in zwei Theile theilen, den Antrag, eine jähi>
liche Beihülfe von 3000 Mark, wie sie vom Ausschußbeautragt wird, zu geuehmigen. Der Herr
AbgeordneteConze hat das Wort,

AbgeordneterConze: Meine Herren! Die warmen Worte, mit weichender Herr Referent
über die Lage der Kranken, von denen das jetzige Referat handelt, berichtethat, giebt mir den
Muth, Ihnen eine Modificirung des Ausschußantragcs vorzuschlagen. Die Anstalt Bethel hat
zweierleibeantragt: die Wiederholung des ihr vor ^ Iahreu bewilligten Zuschusses vou 3000 Mark
uud eine einmalige Gabe von 10 000 Mark für die Beschaffung von Ländercien und Gebäuden,
welche in den letzten Jahren errichtet wurden nnd noch ferner errichtet werden sollen. Ans dem
Umstände,daß es sich bei dem letzteren Betrage nm Neuanlagcn handelt, uud mit Rücksichtauf
den Umstand, daß die angestelltenErmittelungen nachgewiesen haben, daß wir in der Nheiuprovinz
eine sehr große Anzahl Epileptischerhaben, für welche dnrch eine eigene Anstalt gesorgt werden
soll, hat der Provinzial-Vcrwaltungsrath diesen Beitrag von 10 000 Mark abgelehnt. Ich glaube
nun, daß der Antrag der Anstalt Bethel in der Form unglücklich gewesen ist, indem man zwischen
Beiträgen für laufende Bedürfnisse und einem Beitrage für einmalige Ausgaben unterschieden hat.
Wenn Sie sich aber die Anstalt Bethel in ihrer Entstehung näher vergegenwärtigen,dann werden
Sie einsehen, daß es sich dabei nicht um so verschiedene Dinge handelt, wie es änßerlich scheint.
Die Anstalt ist vor 14 Jahren gegründet und was ich hier nochmals erwähnen möchte, aber auch
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schon in den, Ausdruck „Rheinisch-Westfälische Anstatt" liegt, sie ist von Haus an« als eine für
beide Provinzen gemeinsame, von dem Provinzial-Ausschußfür innere Mission, der damals beiden
Provinzen vorstand, gegründet worden und sowohl Rheiläuder, wie Westfalen werden gleichmäßig
in dieser Anstalt verpflegt Man hat damals, als man sich zunächst für Epileptischeintcrefsirte,
gehofft,daß diese Anstalt eine Heilanstalt werden würde. Leider hat nun aber die Erfahrung der
14 Jahre, seitdem die Anstatt besteht, herausgestellt, daß es sich bei den Epileptischennur um
einen ganz kleinen Prozentsatz handelt, der geheilt werden kann. Aus dem mir vorliegenden
Berichte geht hervor, baß der Durchschnittssatzfür sämmtlicheKranke, die seit 14 Iahreu dort
verpflegt worden sind, nur 8> wirklich Geheilte beträgt, und auch von diesen ist eine nicht
unbeträchtliche Zahl in die Anstalt zurückgekehrt,weil sie außerhalb derselben sich nicht ans der
Höhe, auf die sie in der Anstalt gebracht war, hat halten können. Die Anstalt ist so mit
Recht zu einer Pflegeanstalt geworden; die Erfahrung hat erwiesen, daß eine Anstalt für
Epileptische nur eiue Pflegeanstalt sein kann; die wenigen, die wirklich geheilt werden, sind eine
verschwindendkleine Zahl im Vergleichzu der Zahl derer, die den Aufenthalt in der Anstalt nicht
entbehren könne». Also eine Pflegeanstalt muß es sein, und so ist es denn gekommen,daß die
Anstalt von Jahr zu Jahr sich hat ausdehueu müssen. Es ist natürlich, daß diese Ausdehnung
»ach der besonderen Beschaffenheitder Anstalt, die in Kolonien eingerichtet ist, räumlich große
Anforderungen stellt, daß mau diese Anstalt immer weiter mit neuen Ländereienausstatten und
darauf neue Gebäude hat errichten müssen. Weun mau wirklich dem Bedürfniß beider Provinzen
oder auch uur der Provinz Westfalen genügen wollte, dann mußte man fortwährend neue Gebäude
errichten, denn die Anstalt kann ihre Kranken nicht abgeben, und die jedes Jahr neu hinzu«
lommeudeu Krankeu können nur verpflegt werden, wem« die Austalt räumlich ausgedehnt wird. In
diesem Sinne meine ich, daß die sogenannte einmalige Ausgabe nicht strikte als einmalige anzu¬
sehen ist, sondern gewissermaßenauch den Eharakter einer laufenden Ausgabe hat. Iu dieser
Anstalt werden jetzt 420 Kraule verpflegt, nno von diesen ist ungefähr ein Viertel Rheinländer;
U? Rheinländer werden dort verpflegt, die Anstalt erfordert etwa 84000 Mark Zuschuß, von
diesem Zuschuß werde» also z>r. pr. 19 000 Mark auf Rheinländer verwendet. Wenn nun gegen,
über der Thatsache, daß wir in Rheinland eine so große Anzahl solcher Krankenhaben, der
Provinzial-Verwaltungsrath deu wirklich höchst schätzeuswerthenGedankenerfaßte, eine eigene
Anstalt zu gründen, so meine ich, müssen wir uns einmal fragen, was sind wir einer Austalt
schuldig, die überhaupt zuerst die Sache angegriffen hat, und die bisher für uns Rheinländer eine
solche Bedeutung gehabt hat. Die Anstatt selbst ist sehr groß, und hat beinahe 700 000 Mark
gekostet. Einer solchen Zahl gegenüber,glaube ich, sagen zu dürfen, daß von dem Gedanken des
Provinzial-Verwaltungsraths, eiue solche Anstalt zn gründen, bis zu ihrer wirklichen Gründung
"och ein ziemlich weiter Weg ist, und daß wir für die Unterbringung und Verpflegung der
RheinischenEpileptischenzunächst auf diese Anstalt verwiesen sein werden. Der Zahl von 9?
Krankengegenüber scheint mir der Veitrag von 3000 Mark doch zn gering bemessen. Westfalen
hat nur 129 Kranke in der Anstalt, also etwa uur V^ mehr als Rheinland und hat vor 2 Jahren
21 000 Mark und im vorigen Jahre 13 000 Mark bewilligt. Dem gegenüber fallen die 3000
Mark, welche wir bewilligt huben, allzusehrab. Ich glaube an das Billigkeitsgefühldes hohen
Landtags appelliren zu dürfen, wenn ich angesichts dieser Zahlen Ihnen vorschlage,nicht den
Beitrag von 3000 Mark allein zu bewilligen— ich erkenne die Gründe für die Ablehnung der
10 000 Mark an — sondern den Beitrag für die laufenden Kosten auf 6000 Mark zu erhöhen.

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteDietze hat das Wort.
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Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Ich shmpathisirevollständigmit dein, was der Herr
Vorredner gesagt hat, aber nicht damit, daß ich den Antrag modifiziren beziehungsweise ausdehnensoll,
daß wir mehr geben sollen als wie der Ausschußvorschlägt. Wie uns der Herr Referent schon
dargethan hat, ist es durchaus nothwendig,daß wir hier in unserer eigenenProvinz dafür sorgen,
daß für diese armen Wesen eine Anstalt gegründet wird, in der sie Aufnahme fiudeu können. Wenn
die Anstalt eine provinzielle ist, so, glaube ich, werden wir dabei auch mehr den verschiedenen
Konfessionen Rechnung tragen können, als das heute in Bielefeld möglich ist. Die Bielefelder
Austalt ist vou dem Berein für innere Mission ausgegangen, und wenn sie auch sämmtliche Kon¬
fessionenaufnimmt, so liegt es doch in der Natur der Sache, daß sie nach der einen Richtung
mehr als der anderen gravitirt. Die Aufnahme von ungefähr 100 Krankeil der Nheinproviuz
macht es uns fast zur Pflicht, daß wir eineu extra Beitrag so lange nach Bielefeld hinschicken,
bis wir unsere eigene Austalt haben, daß wir aber ^ t'onäs poräu, ein Kapital nach Bielefeld
hingeben sollen, das, wenn der zweite Theil des Antrags genehmigtwird, vollständigin die Rhein¬
provinz gehört, scheint mir doch eine Zumuthung zu seiu, die wir uicht erfüllen können Das sind
die Gründe gewesen,die uns sowohl im Proviuzial-Verwaltungsrath, als wie im Ausschußbei
aller Sympathie, die wir der ganzen Angelegenheitentgcgentragen, veranlaßt haben, dem zweiten
Antrage nicht zuzustimmen. Ich glaube, wir thun genug, wenn wir dem Vorschlage des Ausschusses
auf einen jährlichen Zuschuß ven 3000 Mark folgen nud nicht darauf eingehen, wie der letzte
Herr Redner es gewünschthat, den Zuschuß zu verdoppeln. Die Anstalt ist allerdings so groß,
daß sie noch mehr Zuschüsse auch aus der Nhcinprovinz gebrauchen taun, aber der Leiter der
Anstalt, Herr Pastor Bodelschwiugh, besitzt solche Quellen und hat solche Freunde, daß es ihm
auf 3000 Mark aus der Nheiuprovinz nicht ankommt, wir müssen aber entschieden dafür sorgen,
daß wir unser eigenes Haus zu diesem Zwecke herrichte», und sehen, daß wir die Mittel dazu
sehr bald bereit stellen. Ich möchte Sie bitten, den Proviuzial-Verwaltuugsrath zu beauftragen,
in zwei Jahren oder wenn der Landtag früher zusammentreten sollte, schon früher eine Vorlage
zu briugcu, damit die Rheiuprovinz ihre eigene Anstalt, gleichwie Westphalcn fein Bethet, hat.

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.
AbgeordneterFriederichs: Rein vom wirthschaftlichenStandpunkte angesehen, glaube

ich, daß wir vorläufig besser thun, noch uicht an eine Anstalt für Epileptischezu deuten. Nach
den amtlichen Feststclluugen habcu wir es iu unserer Provinz mit etwa 10 000 Irren, 10 000
Idioten und 3800 Epileptischen zu thun. Wenn nun derselbeGeist, der uns bisher für die
Blinden, die Taubstummen uud die Irren hat sorgen lassen, uns weiter führen foll, womit wir
ja wohl Alle einverstauden sind, dann glaube ich müßte» wir nunmehr zunächst der Idioten
gedenken. Gleichzeitig für Idioten uud Epileptische zu forgen, wird uns des lieben Geldes halber
nicht möglich sein! Mir scheint, daß wir wirthschaftlichdas Richtigere treffen, wenn wir an¬
nähernd in dem Maße, als uns die Anstalt Bcthel vorläufig als Nothbehelf dient, dieselbe auch
fiuanziell unterstützen. Von diesem Standpunkt aus kauu ich mich dem Antrag Eonze anschließen
und 6000 Mark per Jahr für die nächste Etatsperiodc bewilligen. Mittlerweile mag der Ver¬
waltungsrath uutersuchen,ob nicht nach meiner Ansicht die richtige Reihenfolge ist, zuerst der
10 000 Idioten und in zweiter Linie der 3800 Epileptischen zu denken durch Einrichtung eigener
Provinzialinstitute!

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteWolters hat das Wort.
Abgeordneter Wolters: Meine Herren! Ich möchte nur ganz kurz dem, was der

Herr Vorredner gesagt hat, nach meiner Auffassung widersprechen. Ich halte dafür, daß, wenn
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wir in der Provinz Etwas thun wollen, wir in allererster Linie für die Epileptischen Etwas thun
müssen und nicht für die Idioten. Wer in der Lage ist, — ich habe in meinem Leben mehrere
gesehen, — Epileptische kennen gelernt zu haben, der wird sagen müssen, daß es fast kein schlim-
mcres Uebel giebt, als die Epilepsie. Ich möchte Sie also bitten, gerade umgekehrt zu «erfahren,
wie der Herr Vorredner gesagt hat uud zuerst, wenn Sie Etwas thun wollen, für die Epileptischen
Etwas zu thun und nicht für die Idioten

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Wunderlich hat das Wort.

Abgeordneter Wunderlich: Meine Herren! Wir sind nicht Alle im I und IV. Ausschuß,
deshalb ist es von außerordentlichem Interesse, daß wir die Ansichten dieser beiden Ausschüssekennen
lernen. Wir haben sie durch die ganz vortreffliche Rede des Herrn Referenten gehört, meine
Herren! Diese Rede allein muß uns bestimmen, nicht nur die 3000 Mark, sondern auch die
10 000 Mark zu bewilligen, denn die Nede war mehr werth als 10 000 Mark. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Sie haben vorhin au dem goldenen Baum der Provinz geschüttelt, daß
beinahe die Pferde fchcu geworden sind. Wenn Sie für Mauerwerke, wie Sie sagen, monumentale
Bauten, fo viel Geld übrig haben, dann muffen Sie, meine Herreu, für fo etwas Gutes für die
Lebendigen noch viel mehr Geld übrig haben. Sie sind Alle darin übereingekommen, daß Sie
Sympathie für die Sache haben, Sie wollen aber, wie der Ausschuß und der Prooinzial-Ver-
waltungsrath sagt, Nichts dafür bewilligen. Meine Herren! Was taufe ich mir für folche Sym¬
pathie? Meine Herren! Gerade die Epileptischen sind die Allcrunglücklichsten, die Sie sich denken
können, wie Herr Wolters gesagt hat. Es wird nun gesagt: wir wollen eine eigene Anstalt für
die Rheinprovinz haben. Meine Herren! Ich meine, unser Bauficber wäre erst einmal für einige
Jahre gedämpft. Die Anstalt, wie sie in Bethet ist, worin Evangelische und Katholische auf¬
genommen werden, kann eine Musteranstalt für nns werden. Was da erprobt wird, die Erfahrungen,
die da gemacht werden, können später einmal iu unserer provinziellen Anstalt zu Nutze gemacht
werden. Ich meine, meine Herren, das Bauen sollte uns vor der Hand wohl vergangen sein. Aus
diesen Gründen möchte ich Sie bitten, sich nicht dem Antrage, den der Provinzial-Verwaltungsrath
und der I. und IV. Ausschuß gestellt hat, anzuschließen, sondern ich möchte Sie bitten, daß Sie
außer den 3000 Mark auch die geforderten 10 000 Mark bewilligen.

Referent Abgeordneter Lautz: Als diese Angelegenheit zum wiederholten Male in der
Mitte des Provinzial-Verwaltungsraths verhandelt wurde und als man sich von der Nothwendig¬
keit überzeugt hatte, daß für diefe Kategorie von Unglücklichen mehr geschehen müsse, als bisher
geschehen ist, da lag es wohl sehr nahe, zu fragen, ob es nicht besser fei, sich an die bereits
bestehende Anstalt Bethel anzuschließen. Nun möchte ich hier au dieser Stelle zuuächst den Tribut
der Dankbarkeit dem Herrn zollen, der in Bethet so Großes geleistet hat. Der Herr Pastor
von Bodelschwingh hat mit einer unermüdlichen Thätigkeit, mit einer bewunderungswürdigen
Aufopferungsfähigkeit die Sache geleitet und zu diefer Höhe gebracht. Es können Rheinländer
und auch Andersgläubige aufgenommen werden, aber, meine Herren, ich muß Ihnen zunächst den
8- 2 des Statuts der Anstalt Bethel vorlesen. In diesem heißt es:

„Die Anstalt gehört der evangelischen Kirche Westfalens und Rheinlands an. Es müssen
deshalb sämmtliche sie leitende uud in ihr dienende Personen dem evangelischen Bekenntnisse ange¬
hören. Epileptische anderer Glaubensbekenntnisse, Provinzen nnd Länder können aufgenommen
werden, sofern es der Raum und die Verhältnisse gestatten."
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Wir müßten uns also, meine Herren, bei aller Hochachtung für die Person des Leiters,
bei aller Anerkennung Dessen, was geschehen ist, doch sagen, daß eine so einseitig religiöse Anstalt
für die Verhältnisse unserer Rheinprovinz nicht passend ist. (Sehr richtig!)

Das ist die Erwägung, welche den Prouinzial-Verwaltnngsrath dazu geführt hat, Ihnen
mit dem Antrage entgegenzukommen, wie es geschehen ist. Wie sich die Sache mit der Zeit stellen
wird, darüber, meine Herren, haben wir im Provinzial-Verwaltungsrath nur einleitend gesprochen.
Ich für meine Person habe mich mit der Sache erst beschäftigt, seitdem Sie mich im letzten Pro¬
vinz!«!-Landtage mit dem Referate über den ersten Antrag von Bethet beauftragt haben. Wenn
Sie mir vielleicht gestatten, daß ich in kurzen Zügen, allerdings als meine unmaßgebliche
Ansicht . . . (Nufe^. Sehr kurz!) Dann verzichte ich lieber. Ich will nun dazu übergehen, dem
Herrn Kollegen Friederichs etwas zu erwidern. Er hat sich dahin geäußert, daß es wirth¬
schaftlich besser angebracht sei, mit der Lösung der Frage für die Idioten zu beginnen. Das halte
ich entschieden für falfch. Wenn auch die Anzahl der Idioten größer ist, so ist es doch wirth¬
schaftlich nicht so nothwendig, daß für diese in erster Linie gesorgt wird, denn, meine Herren, die
Epileptischen, welche Sie in Arbeiterkolouieen unterbringen, können den Theil ihrer Kraft, der ihnen
geblieben ist, noch verwerthen; die Kosten für sie werden dadurch bedeutend herabgemindert.

Was den Antrag des Herrn Conze anlangt, so kann ich nicht im Namen des Ausschusses
sprechen, ich möchte aber dem hohen Landtage dieses zur Erwägung geben, daß im besten Falle
erst in 2 Jahren eine Vorlage gemacht werden kann, daß also noch Jahre vergehen werden, bis
wir zu einem definitiven Resultate gekommen sind, daß inzwischen allerdings von den Söhnen der
Rheinprovinz, wie die Sache jetzt liegt, beinahe die Hälfte von allen Insassen untergebracht ist,
und daß es vielleicht der Billigkeit entsprechen könnte, wenn die Rheinprovinz der Anstalt Bethet
einen etwas höheren Beitrag in jährlichen Zuschüssen zuweise.

Abgeordneter von Eynern: Ist dieses das Schlußwort des Herrn Referenten?

Landtags-Marschall: Nein.

Abgeordneter von Eynern: Dann will ich noch mit kurzen Worten antworten. Meine
Herren! Ich habe vor zwei Jahren zuerst den Antrag auf Unterstützung der Anstalt „Bethet" ein¬
gebracht. Damals war über die epileptischen Kranken noch eine geringe Kenntniß vorhanden,
die Anstalt bei Bielefeld begnügte sich damals, um nur überhaupt im Rheiulaud Fuß zu fassen,
zur Anerkennung ihrer Thätigkeit mit der Beantragung eines geringen Zuschusses von nur 3000 M.
Dieses Verhältniß finde ich sehr mäßig, denn nach den vorliegenden Zahlen sind 9? epileptische
Kranke aus der Rheinproainz in der westfälischen Anstalt untergebracht, ungefähr ebenso viel, wie
westfälische Kranke selbst. Ich glaube, da die Rheinprovinz bisher keine Einrichtungen getroffen
hat, nm ihre epileptischen Kranken unterzubringen, sie also auf diese Anstalt, deren geschilderten
konfessionellenCharakter ich keineswegs besonders loben will, angewiesen ist, daß es da auch der
Ehre der Rheinprovinz angemessen ist, wenn sie diese Anstalt mit einem höheren Beitrage unter¬
stützt, als mit dieser kleinen Summe von 3000 M. Ich bin deshalb der Ansicht, daß der Vor¬
schlag des Herrn Conze ein angemessener ist, und daß Sie für die nächsten zwei Jahre der Anstalt
eine jährliche Unterstützung von «000 M. zuweisen können, dagegen die beantragten 10 000 M.
nicht bewilligen. Ich hoffe, daß wir in zwei Jahren selbst eine Anstalt für Epileptische haben
werden und daß dann der ganze Zuschuß an die westfälische Anstalt eingestellt werden kann, aber
bis dahin werden Sie einen reichlicheren Zuschuß bemessen.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete von Grand-Ry hat das Wort.
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Abgeordneter von Grand-Ny: Meine Herren! Ich glaube wohl, daß die ganzen
Verhandlungen, die hier über diesen Gegenstand geführt worden sind, den Eindruck machen, daß
wir uns in dieser Angelegenheit bezüglich der Epileptischen und auch der Idioten in einem Ueber¬
gangsstadium befinden. Es ist neuerdings dem Gedanken Ausdruck gegeben worden, daß die
Nheinprovinz jetzt für Epileptische und für Idioten eine Anstalt zu gründen die Aufgabe habe.
Ich glaube, daß wir den Nutrag, der uns vorliegt, mit Ruhe annehmen können, dem Verwaltuugs-
rath die Sache zur Erwägung anheimzugeben, daß wir aber in dem jetzigen Augenblicke, iu diesem
Stadium, uichts anderes thun tönuen, als was bisher geschehen ist, daß wir den status nun uach
der finanziellen Seite hin aufrecht erhalten wollen, (Sehr richtig.)

Meine Herren! Das Gefühl des Mitleids für die armen Leute ist natürlich uud selbst¬
verständlich und nach dem warmen Vortrage des Herren Referenten noch lebendiger in uns, aber
auch in diesen Dingen, meine Herren, L8t inockns in r«Kn8, auch hier darf nicht allein das
Gefühl überwiegen, foudern es muß auch die Betrachtung für die Zukunft und für die Entwickelung
der Dinge im Auge behalten werden, es müsse» auch die fiuanziclleu Rücksichten walten. Aus diese»
Grüuden biu ich der Weiuuug, empfehleu Sie dem Verwaltnngsrathe warm, die Sache iu ernste
Erwägung zu nehmeu, nehmen Sie den Antrag desselben wie er vorliegt an. (Rufe: Schluß.)

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Conze hat das Wort.

Abgeordneter Conze: Meine Herren! Ich will Sie nicht lange aufhalten, ich glanbe
nur Einiges dem Herrn Dietzc nud dem Herru Referenten erwidern zu sollen. Beide führen aus,
daß die Rücksichtnahme auf die neu zu ctablirendc Anstalt Sie veranlassen soll, jetzt nicht einen
höheren Betrag als 3000 Mark der Anstalt Vethel zuzuwenden. Gerade ans der Rücksicht, daß
die Anstalt konfessionell eine evangelische ist, wenn sie auch Katholiken aufuimmt, folgere ich bei
den Verhältnissen unserer Nheinprovinz, daß Sie alle Veranlassung haben, den Bestand und die
Ausdchuuug dieser rheinisch-westfälische» Anstalt in Bielefeld zu unterstützen, denn, wie die Ver-
dciltuisse liegen, bin ich der Ansicht, daß eine Proviuzial-Austalt, wenn sie hier gegründet wird,
nothwendig einen konfessionellen Charakter haben mnß, ebenso wie die in Bielefeld, und daß Sie,
weil dort eine evangelische besteht, hier zunächst die Gründung einer katholischen ins Auge fassen
müssen. (Widerspruch.) Meine Herren, nehmen Sie es mir nicht übel, ich glaube, daß Ihnen,
wenn Sie Nein sagen, die näheren Verhältnisse einer solchen Anstalt nicht ganz gegenwärtig sind.
Ich habe vorhin schon erwähnt, daß die Anstalt wesentlich eine Pflegeanstalt ist; sie hat leider
keine großen Heilerfolge, aber sie dient auch darin den Wünschen meines verehrten Nachbars, des
Herrn Friederich s, sie bewahrt ?5°/o dieser Kranken vor Versinken in Blödsinn. Mir liegt
ein Bericht des Vorstandes vor, welcher gerade über die Art und Weise, wie die Kranken behan¬
delt werden, ein kurzes Wort sagt. Der Bericht wird Ihucu, glaube ich, beweisen, oder weuigsteus
Ihnen ein Mittel an die Hand geben zu beurtheilen, daß die Anstalt nothwendig eine konfessionelle
sein muß. Es heißt:

„Immerhin wird die Hanptaufgabe, welche bei weitem die meiste Zeit und Kraft und
zarteste Sorgfalt bedarf, die geistige uud geistliche Pflege der Epileptische» sein. Bei den,
geringen Prozentsatz leiblich völlig Genesender wird das andere Ziel um so viel wichtiger sein,
d"ß sie nicht nur zur Zufriedenheit mit ihrem irdischen Loose, durch liebreiche Erleichterung des¬
selben gebracht werden, was ja insonderheit durch sorgfältige Beschaffung eines Lebcnsberufes
erreicht wird, sondern auch, daß sie zur Zufriedenheit mit Gott und znm stillen und getroste«
Trage» des ih»en auferlegte» Kreuzes geführt weroeu. Dieser Friede», ist daun zu gleicher Zeit

19



146

auch die kräftigsteWaffe gegen die aufbrausenden Leidenschaften und Affekte, deren gerade bei
dieser NervenkrankheitungezügeltesToben fönst fo schädlich auf das leibliche Befinden wirkt".

Meine Herren! Ich bin der Meinung, daß einer folchen Ausführuug gegenüber eine
Provinzial-Anstalt immer auch eine konfessionelle fein muß, und ich meine, mit Rücksicht darauf
sollten Sie die jetzige evangelische unterstützen, damit Sie um so viel ruhiger auch hier in der
Rheinprovinz eine katholische gründen können,

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordnetePelzer hat das Wort.
AbgeordneterPelzer: Meine Herren! Ich kann Ihnen nur sagen: wenn wir heute

darüber einig sind, daß wir selbst Hand an das Werk legen und für diese Unglücklichsten aller
Unglücklichen selbst sorgen wollen, dann, glaube ich, dürfen wir keine Summe ü, lonäg porän nach
außen hin geben, wie es uns hier für die Anstalt des Herrn Pastor von Bodelschwingh zuge-
muthet wird, desseu Unternehmen ich auch im höchsten Grade anerkenne. Es soll außer den
jährlichen 8000 Mark noch eine Beihülfe von 9000 Mark zu dem Bau eiues Asyls gewährt
werden, (Rufe: Nein.) Dann bin ich im Irrthum. Ich habe geglaubt, daß einzelne Herren in
der Begeisterung, in welche sie durch die Worte des Herrn Referenten versetzt worden sind, jetzt
noch 9000 Mark für den Bau eines Asyls a tonäs perärl geben Wollen, und nur hiergegenhabe
ich mich wenden wollen. Ich glanbe aber auch gegenüberdem Antrage des Herrn Conze, daß
wir den andern Gesichtspunkt hier nicht außer Acht lassen dürfen, daß es eine streng konfessionelle
Anstalt ist. Wir haben eine solche bisher nicht gegründet, werden sie auch wohl für die Epileptischen
nicht gründen wollen, wenigstens werden wir, wenn wir für die eine Konfession gründen, auch für
die andere gründen. Ich kann nicht dafür stimmen, jetzt ohne Weiteres den Veitrag über das
beantragteMaß hinaus zu erhöhen, wie das hier von Herrn Conze vorgeschlagen ist. (Rufe: Schluß.)

Landtags-Marschall: Es ertönt von alle» Seiten das Wort Schluß. Ich gebe dem
Herrn Referenten das Schlußwort.

ReferentAbgeordneterLantz: Meine Herren! Ich möchte dem Herrn AbgeordnetenConze
erwidern, daß ich für meine Person mich nicht gegen seineu Antrag erklärt, sondern daß ich nur
gesagt habe, daß ich als Referent des Ausschusses nicht in der Lage wäre, mich dafür auszusprechen.
Es ist denn eine andere wichtige Frage angeregt worden, die ich auch besprochen hätte, wenn die
Versammlungnicht den Wunsch ausgesprochenhätte, daß nicht mehr gesprochen würde. Die Frage,
welche angeregt worden ist, ob eine konfessionelleAnstalt errichtet werden soll oder nicht, ist eiue
sehr wichtige Frage, die wir in Erwägung ziehen müssen. Ich will diese Frage jetzt ganz offen
lassen, denn sie hat ihre zwei Seiten, und, wie ich im Ausschuß bereits ausgeführt habe, glanbe
ich wohl, daß wir dahin kommen werden, das Konfessionelle nicht ganz aus dem Auge zu lassen,
(Sehr richtig.)

Landtags-Marschall: Es liegen 2 Anträge vom Ausschußvor. Zuuächst ist zum 1.
Antrage, welcher dahin geht, der Anstalt für Epileptischein Bethel für die nächste Etatsperiode
einen jährlichen Zufchuß von 3000 Mark ans dem Zinsgewinn der Provinzial-Hülfskasse zu
gewähren, ein Antrag von dem Herren AbgeordnetenConze gestellt worden, statt 3000 Mark
6000 Mark jährlich zu gewähren Herr Wunderlich hatte den Antrag gestellt, 3000 Mark
jährlich zu gewähren und einen einmaligen Zuschuß von 10 000 Mark zu geben, er hat ihn aber
dahin modificirt, daß er sich dem Antrag des Herrn Conze zugesellt hat. Es besteht also nur
der eine Antrag. Als den weitergehendenAntrag bringe ich zunächst den des Herrn Conze zur
Abstimmungund dann den Antrag des Ausschusses. Ich bitte also diejenige» Herren, welche gegen
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den Antrag des Herrn Conze sind, 6000 Mark jährlich für die nächste Etatsperiode zu bewilligen,
sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität, der Antrag des Herrn Conze ist also gefallen. Nun kommt der
Antrag des Ausschusses, 3000 Mark jährlich für die nächste Etatsperiode zu bewilligen. Ich bitte
Diejenigen, welche gegen diesen Antrag sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmigangenommen. Zweitens hat der Ausschußden Antrag gestellt,
der Hohe Landtag wolle den Verwaltungsrath beauftragen, für den nächstenLandtag eine Vorlage
wegen Errichtung einer eigenen Anstalt in der Rheinprovinz zur Unterbringung von Epileptischen
auszuarbeiten. Ist zu diesem Antrage noch etwas zu bemerken?— Sonst bitte ich Diejenigen,
welche gegen diesen Antrag sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Auch dieser Autrag ist einstimmigangenommen.
Der nächste Gegenstand der Tagesordnung ist das Referat des V, Ausschusses, betreffeud

die Uebernahme der Prämieustraße von Nideggcn nach Schmidt auf deu Prouinzialstraßenfonds.
Referent ist der Herr Abgeordnetevon Bönninghanscn.

Referent Abgeordneter von Aönninghausen: Die Gemeinden Nideggen und Brück-
Hetziugen des Kreifes Düren und Schmidt im Kreise Montjoie haben den Antrag gestellt, daß die
von ihnen gebautePrämieustraße von Nideggeu nach Schmidt auf den Provinzialstraßenfondsüber¬
nommen werden möge.

Die Straße beginnt in Nideggen an der Düren Nideggen-WollersheiinerProvinzialstraßc;
nach Anstritt aus dem Dorfe wiudet sie sich in wiederholtenKrümmungen und scharf abfallend
den Nidegger Berg hinunter in das Thal der Roer, überschreitet die Noer auf massiver, seit
längerer Zeit bestehender Brücke, geht durch Brück und Hetzingeu, durchschneidet den Königlichen
Forst Herzcnicher-Hcck und führt über Harscheid nach Schmidt, woselbst sie in die Witzcrath-
Vlattcn'er Provinzialstraße einmündet. Sie bildet somit eine Zwischenstraße zwischen den genannten
beiden Provinzialstraße».

Wie bereits bemerkt, bildet die Straße eine Verbindnngsstraße zwischender Düren-
Nideggen-Wollershcimerund der Witzerath-Vlatten'er Provinzialstraße; sie vermittelt als solche die
Kommunikationdes südlichen Theils des Kreises Düren mit dem Kreise und Kreisorte Montjoie
und ist somit für den größeren durchgehenden Verkehr von Bedeutung, wobei noch in Betracht
kommt, daß die im Zuge der Straße befindliche Noerbnickeanf weithin den einzigeneiner größeren
VerkehrsstraßeangehörendenNocrübergang bildet.

In baulicher Beziehung entspricht die Straße, wie auch eine örtlicheBesichtiguugdurch
Kominissareder provinzialstäudischenStraßenverwaltung ergeben hat, im Allgemeinenden für die
Uebernahmeals Provinzialstraßc zu stellenden Anforderungen, nur gehen die Steigungen in Folge
der fehr schwierigenTerraiuverhältnisse theilweise über das für die Proviuzialstraßen in dem
Regulativ vom 17. Januar 1876 vorgesehene Marimalmaß hinaus, wie auch die vollen Breiten
an einigen Stellen fehlen.

Der V. Ausschuß hat die Verhältnissesehr eingebend geprüft und sich überall dem Antrage
des Provinzial-Verwaltungsrctths angeschlossen.Das Referat lautet wie folgt:

„Die Gemeinden Nideggen und Brück-Hetzingen deß Kreises Düren und Schmidt im
Kreise Montjoie haben den Antrag gestellt, daß die von ihnen gebaute Prämieustraße von Nideggeu
nach Schmidt auf den Provinzial-Straßenfonds übernommenwerden möge.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat diesen Antrag geprüft und beschlossen,die qu. Straße
dem Proviuzial-Landtage zur Aufnahme unter die Provinzialstraße« zu empfehlen. Die diesem

19»
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Antrage im Drucke beigegebenen Motive, welche als Anlage beiliegen,hat der Ausschuß sehr ein¬
gehend geprüft und einstimmigfür begründet gefunden.

Der V. Ausschußbeehrt sich demnachin Erwägung, daß die Straße von Nideggen nach
Schmidt dem größereu Verkehredient und ein geeignetesGlied zur Eiufügung in das Provinzial-
straßcnnetz bildet, den Antrag zn stellen:

Der Provinzial-Landtagwolle genehmigen,daß die Prämienstraße von Nideggeu nach
Schmidt unter Abstandnahmevon weiteren Anforderungen, als der vorschriftsmäßigen
Instandsetzung,auf den Provinzial-Straßenfonds übernommenwerde".

Landtags-Marfchall: Ich stelle den Antrag des Ausschusseszur Diskussion. Der
Herr AbgeordneteGraf von Spee hat das Wort.

Abgeordneter Graf von Spee: Ich möchte nur berichtigend bemerken, daß Nideggeu
eine sehr alte Stadt ist, es ist in dem Referat als Dorf behandelt, was dort sehr schlechtauf¬
genommenwerden würde.

Landtags-Marschall: Es heißt Gemeinde Nideggen, was auch für eine Stadt die
richtige Bezeichnungist. — Wünscht noch Jemand zu dem Antrag das Wort? Es ist nicht der
Fall, so schließe ich die Diskussionund bringe den Antrag des Ausschusseszur Abstimmung. Ich
bitte Diejenigen, die gegen den Antrag sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.) Der
Antrag ist einstimmig angenommen. Wir kommen zum folgenden Punkt der Tages - Ordnung,
Referat des fünften Ausschusses, betreffend die Uebernahmeder St. Vith-Rodt-Potcaux'erProvinzial-
straße auf den Provinzialstraßenfonds. Referent ist der Herr AbgeordneteMattonet.

Referent AbgeordneterMattonet: Meine Herren! Es handelt sich im vorliegenden Falle
um Uebernahmezweier Straßen, welche das eigenthümliche Gepräge an sich tragen, daß sie von
den nächst Wohnendengebaut und unterhalten, dagegen von den entfernt Wohnenden, sogar vom
Auslande benutzt wordensind. GestattenSie mir das Referat des Ausschusses vorzutragen, welches
wie folgt lautet:

„In seiner Berathung vom 15. November 1881 beschloßder V. Ausschußeinstimmig,
sich dem Beschlusse des Verwaltungsraths vom 5. Oktober 1881 anzuschließenund ersucht den
hohen Landtag, beschließen zu wollen:

1. die St. Vith-Nodt-Potcaux'er Provinzialstraßc,
2. die Schirm-Maldinger-Veho'er Prämienstraße auf den Provinzialstraßenfonds, gemäß

dem Antrage des Provinzial-Verwaltuugsraths also lautend:
der Prouinzial - Landtag wolle die Uebernahme der in Rede stehenden beiden
Prämienstraßen auf den Provinzial-Straßenfonds nnter Genehmigungdes in der
St. Vith-Rodt-Potcaur'er Straße vorhandenen nicht regelmäßigen Gefälles mit
der Bedingung beschließen,daß dieselben vorher durch die Gemeinden in einen
provinzialstraßenmäßigenZustand zu setzen sind,

zu übernehmen."
Landtags-Marschall: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion.— Es meldet sich

Niemand zum Wort, so schließe ich dieselbe uud bringe den Autrag des V. Ausschusses zur Abstim¬
mung. Ich bitte Diejenigen, die gegen den Autrag Nnd, sich zn erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmigangenommen.
Es folgt das Referat des V. Ausschusses, betreffendden Antrag um Aufuahme der Kreis-

prämieustraße von Speicher nach Gindorf unter die Provinzialstraßeu. Referent ist der Herr
Abgeordnetevon Monschaw.
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Referent Abgeordneter von Monschaw: Meine Herren! Die Kreisprämicnstraßevon
Speicher nach Gindorf hat uns bereits vor 2 Jahren im Landtag beschäftigt.Die Sache wurde damals
zur nähern Instruktion an den Vcrwaltungsrath zurückgewiesen.Sie haben ein sehr eingehendes
Referat des Verwaltnngsraths unter Nr. 103 der Drucksachen in Ihren Händen, ich kann mich
deshalb wohl darauf beschränken, Ihnen einfach das Referat des V. Ausschusses vorzulesen, welches
also lautet:

Nachdemder Proviuzial-Vcrwaltungsrath zufolge Beschlusses des 26. Provinzial-Landtages
einen vom Kreislandrathe zu Bitburg an die provinzialstäudische Verwaltung gerichtetenAntrag,
um Aufnahme der vom Kreise Bitburg gebauten Prämienstraße von Speicher nach Gindorf unter
die Provinzialstraßen genau geprüft und sowohldie Gründe für, wie auch die Bedenken, welche
gegen die Aufnahme sprechen, erwogen, hat er seiner Stellung zur Sache dahin Ausdruckgegeben,
daß er selbst die angeführten Billigkeitsmomentenicht für so erheblicherachtet, um die entgegen«
stehenden Bedenkenwegzuräumen.

Der V. Ausschuß, welcherdie Billigteitsmomcute für erheblicher,denn die entgegenstehen¬
den Bedenkenhält, stellt mit Majorität folgendenAntrag:

„Hoher Landtag wolle die Aufnahme der Prämienstraße Speicher-Gindorf unter die
Provinzialstraßen beschließen, jedoch mit der ausdrücklichen Verwahrung, daß für ähn¬
liche Fälle kein Präcedenzfall geschaffen werde".

Landtags-Marschall: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion.— Der Herr
Abgeordnetevon Heister hat das Wort.

Abgeordneter «lo o n Heister: Meine Herren! Ich bedaure, in dieser späten Stunde Sie
noch einige Augenblicke aufhalten zu müssen. Es handelt sich um eine Summe vou ziemlich großer
Tragweite, weil hierdurch der Provinz dauernd eine Last von ungefähr, wie berechnet,6000 Mark
auferlegt wird. Die Verhältnisse, die bei der Straße von Speicher nach Gindorf vorliegen, sind
derart, daß der Verwaltungsrath uicht geglaubt hat, Ihneu die Uebernahme empfehlenzu können.
Zunächst ist diefe Straße von Speicher nach Gindorf, um auf die Hauptpunkte nur einzugehen,
fast Parallelstraße auf ganz kurv Eutfernuug, 4—5 Kilometer, wie es in dem Referat heißt, zu
der bereits bestehenden Trier-Bonn'cr Provinzialstraße. Sie hat einen durchaus lokalen Charakter,
da sie nur einige wenige Ortschaften, die in der nächstenNähe liegen, iuteressirt. Es soll auf
dieser Straße — wie mir gesagt worden ist — ich spreche nicht aus eigener Kenntniß, sondern
sage nur das, was ich bei den Debatten im Verwaltuugsrath gehört habe — in nicht unbedeu¬
tender Weise Gras wachsen, weil die Straße so gut wie gar nicht benutzt wird. Es ist ferner die
Straße zur Zeit noch nicht ausgebaut, Sie ist auf einer großen Strecke unter abnormen Ver¬
hältnissen ausgebant worden. Die Regierung hatte ihre Zustimmung gegeben, daß die Steigung
eine sehr viel höhere und die Breite eine sehr viel geringere ist, als sonst bei Provinzialstraßen
in Bezug auf diese Punkte bis dahin überall festgehalten worden ist. Natürlich berief sich in dieser
Hinsicht die dortige Gemeinde darauf, daß ihr zur Zeit, als sie die Prämienstraße beantragt
habe, von Seiten der KöniglichenRegierung die specielle Genehmigung zum Ausbau in dieser
Weise ertheilt worden ist und daß man die Uebelstände jetzt nicht nachträglich gegen sie geltend
machenkönne. Ich erkenne da« thcilweisc an, ich erkenne überhaupt an, baß auch die Billigkeit
für die Uebernahmespricht, da die Gemeindedie ganze Straße nur unter der Voraussetzunggebaut
hat, daß sie ihr später von der Provinzial-Verwaltimgabgenommenwerden würde. Meine Herren!
Es trifft hier wieder einmal zu, was Sie so oft in unserer Provinz sehen. Es war in dortiger
Gegend ein sehr eifriger und strebsamerLandrath, der es verstanden hat, bei der Trierer Regie-
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rung durchzusetzen, daß den Leuten diese Zusicherungen gegeben wurden. Wir dagegen, die wir
augenblicklich die Verwaltung haben, sind selbstverständlich an derartige Zusicherungen, da sie keine
officiellen waren, nicht gebunden. Auf der andern Seite stehen wir auch so da, daß wir das
Interesse der gesammtenProvinz vertreten, daß wir nach ganz andern allgemeinen Grundsätzen
verfahren, als damals die einzelne Negierung, die ihre speciellen Regierungsbezirke,besondersdie
Kreise, wie ich gesagt habe, in denen ein Landrath besonderseifrig war, bevorzugte. Wir müssen
dafür forgen, daß nicht die ganze Provinz zu Gunsten einer Straße, die nur einen lokalen Verkehr
hat, belastet wird. Deshalb, meine Herren, kann ich nicht anders, als Ihnen vorschlagen, princi-
paliter die Uebernahmeder Straße abzulehnen und die dortigen Gemeinden auf Unterstützungaus
dem Kommunal-Wegebaufondszu verweisen,eventualitcr die Uebernahmenur unter der Bedingung
auszusprechen,baß die Straße chansseemäßigausgebaut wird und die bergscitigenFuttermaueru
von der Uebernahme ausgeschlossen werden, außerdem zn Punkt 2 den ProvinzialVerwaltuugsrath
zu ermächtigen, in Bezug auf Steigung und Breite durch die Verhältnisse gebotene Abweichungen
vou dem Regulativ zu gestatten. Ich muß noch einige Worte bemerken, die ich vorhin vergessen
habe. Die Straße ist nur zum Theil chausseemäßig ausgebaut, die erforderliche Breite der Straße
fehlt vielfach und die Stcigungsverhältnisse sind höchst ungünstig. Es ist eiu großer Theil der
übrigen Straße bisher bloß Koinmunalweg,und es befinden sich als besondere Vcschwerniß der
Uebernahmein die Provinzial-Vcrwaltung auf weite Strecken hin Futtermaueru, deren Unterhaltung
in letzter Zeit von der Provinzial-Vcrwaltung abgelehnt worden ist. Wenn die Herren Milde
walten, Billigkeitsgründe gelten lasseu uud nachgebe» wollen, so würde es sich zum Mindeste»
empfehlen, die Bedingungen aä 2 und 3, wie ich sie Ihnen eventuell «orgcschlagen habe, zn
acccptiren.

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteLimbourg hat das Wort.
AbgeordneterLimbourg: Meine Herreu! Ich tonnte vie bedingungsweiseUebernahme

der Straße Gindorf-Speicher Wohl acccptiren, wie der Vertreter des Ritterstaudcs gesagt hat,
wenn keine Aussicht vorhandenwäre, daß dem Antrage des Ausschusses auf vollstäudige Uebernahme
entsprochen werden könnte. Diesem Antrage stehe ich als Vertreter des Kreises Bitburg besonders
sympathisch gegenüber.Der Wegebau in Gebirgskreisen,namentlich in der Eifel, ist außerordentlich
schwierig Unser Kreis, der zu der Eifel gehört, wird durch 4 Thäler durchschnitten,die von
Norden nach Süden gehen und theilweise Einschnittebis zn 800 Fuß Tiefe haben. Der Wegebau
hat sich auf die Kommuuitation von Trier nach der Bevölkerungdes Niederlandes, also nach Köln-
Aacheii hauptsächlich beschränkt. Die Straßenzüge gingen durch Thäler oder über Hochplateaus
es war nicht möglich,aus einem Thal in das andere Thal hinüber zu kommen. Wir haben uns
zuerst sehr viel Mühe gegeben, die Gemeinden zum Wegebau zu bewege». Als wir auf diesem
Wege nicht vorwärts kamen, sind wir dazu übcrgegaugeu,zu sagen: Die Sache ist nicht möglich,
wenn nicht der Kreis die ganze Wegeangelegenhcitin die Hand nimmt. Wir entwarfen ein
rationell angelegtes, systematisch ausgebildetes Wegenetz über den ganzen Kreis, so daß also, wenn
ein Theil eine Straße haben wollte, er auch gleichzeitigfür die auderu stimmen mußte. So
wurden 5 große Prämienstraßeu in Aussicht genommen, sie wurden der Königlichen Regierung
unterbreitet und dem Ministerium die Kosten-Anschläge und die Zeichnungenvorgelegt, Das hohe
Ministerium hat die Anträge sehr wohlwollend entgegengenommen, hat veranlaßt, daß uns die
höchsten Subsidieu gegebenwurden, und doch haben wir noch mehr als einmal soviel aus unserer
eigenenTasche zulegen müssen,um die Projekte endlich einma llebensfähig machenzu können. Eine
Straße wurde nach der andern gebaut, uud, sobald als sie ausgebaut war, auf Befürworluug vom
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Provinzial-Laubtag als Vezirksstraßeübcrnonimen, so daß der Kreis mit der Unterhaltung Nichts
mehr zn thun hatte, sondern, wie jeder andere, für die Unterhaltung die Wegebau--Zuschläge
bezahlte. Diese Straße Speicher-Giuborf ist von den Kreisständen beschlossenworden, ist von der
Behörde genehmigt,vom Ministerium festgestellt, alle Breiten, alle Verhältnisse, alle Gefalle :c.
wurden bestimmt, die Straße ist ganz genau nach den Vorschriften, wie sie uns anempfohlen
worden sind, ausgebaut und zwar in einer Weise, daß mir selbst, der ich Mitglied des Straßen¬
bau-Ausschusses biu, der Herr Vaurath Helberg aus Trier gesagt hat: Ich habe Ihnen einen
Vorwurf zu machen: Sie bauen nicht, wie man Straßen baut, sondern wie man Eisenbahnen
baut. So gut ist die Straße ausgebaut, mit deu schönsten Obstbäumen bepflanzt, sie entspricht
den Bedürfnisse«. Nun ist gar kein Zweifel, wenn die Königliche Regierung den Antrag an den
Provinzial-Landtag in der früheren Weise als Verwalterin des Bezirksfonds hätte stellen können,
daß der Provinzial-Landtag gewiß, wie alle andern Straßen, auch diese übernommen haben würde.
Jetzt kommt nun die Selbstverwaltung. Wir Alle haben in der Provinz die Selbstverwaltung mit
der größten Freude begrüßt, die Selbstverwaltung hat unendlichenSegen für die Rheinprovinz
ausgebreitet, wir sind die letzten, die daran rütteln wollen, und anerkennenmit großem Danke,
was die Provinz für unsere armen Eifelkreise gethan hat. Nun kommt aber die theoretischeFrage.
Die Regierung hat die Znsicherung der Uebernahme auf deu Bezirksfonds gegeben, wir haben
durch krcisständische Beschlüsse den Kreis mit p. p. 400 000 Mark Schulden belastet, und wir
haben eine allgemeineKreisumlage ausgeschricbeu, welche sehr drückt; eine Kreisumlage von 121/2°/,,
auf die entfernteren Gemeindenund auf diejenigen,welche von den 5 Kreisstraßen berührt werden
sogar 3?l/2°/<, allein zum Straßenbau. Wir haben arme Gemeinden, welche 400 °/<, Kommunal¬
steuer bezahlen, kurzum, wir sind beinahe das Opfer dieser theoretischen Ansichten. Von oben ist
die Sache festgestellt, wir haben alle Bedingungen erfüllt, nun steht es so: soll die Straße
Speicher-Gindorf übernommen werden oder nicht. Wir verbluten uns au der Erhaltung dieser
Straßen im Kreise, und werden verhindert, eine Straße auszuführen, welche wir auszuführen
kontraktlich durch internationalenVertrag verpflichtetsind. Die Nachbarrcgicruug— es ist Luxem¬
burger Land — hat uns nämlich einen neuen Bahnhof gelegt bei Wallendorf Station Prince-
Henry, uud außerdem ein Drittel zum Bau eiuer Brücke über die Sauer unter der Be¬
dingung hergegeben, daß die Straße Wallcndorf-Obersgcgcn, also unsere letzte, ausgebaut wird.
Geld haben wir nicht für diese neue Straße, namentlichwenn wir die in Rede stehende Straße
noch nicht los sind, wie es Voraussetzungwar. Ich bitte Sie also, meine Herren, schließen Sie
sich dem Antrage, wie ihn der Ausschuß gefaßt hat, an; erlösen Sie uns von der Straße Speicher-
Gindorf, und geben Sie uns wieder Luft, damit wir ferner zu unferem Wohle arbeiten können.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Frentz hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Frentz: Für die Beurtheilung der vorliegendenFrage fällt

hauptsächlich der Schwerpunkt in's Gewicht, daß das dem Straßenban zn Grunde liegendeProjekt
unter der Billigung der Nichtuugsliniemit den bemerkte« Abweichungen von dem Straßen-Regulativ
von den Staatsbehörden genehmigt worden ist, und wenn diese Genehmigung zunächst in der
Prämien-Bewillignngerfolgt ist und auf die eventuelle Uebernahmeder Straße als Provinzialstraße
keinen Bezug hat resp, haben konnte, so geschah dieselbe doch zu einer Zeit, als das Prooiuzial-
straßen-Regulativ von 1876 noch nicht in Kraft war. Ich glaube, meine Herren, daß hier der
Schwerpunkt für die Beurtheilung der Frage liegt. Die Provinz muß meines Erachtens die Erb¬
schaft annehmen, welche sie in dem vorliegendenFalle von der Königlichen Regierung betommeu
hat. Die Königliche Regierung hat dem Kreis Znsicherungengegeben, welche die Provinz einzu-
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lösen hat. Von diesem Billigkeitsgrunde ausgebend, hat der Ausschuß beschlossen, die Petition zu
befürworten, und ich bitte Sie, dem Beschlusse des Ausschusses zuzustimmen,

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete von Heister hat das Wort.
Abgeordneter von Heister: Meine Herren! Ich will auf die Frage, welche ich vorhin

erörtert habe, ob Sie die Straße übernehmeu wollen oder nicht, nicht weiter eingehen, aber in
der dringendsten Weise muß ich davor waruen, deu Beschluß des Ausschusses, wie er gefaßt ist,
anzunehmen. Im V. Ausschuß ist, ich habe das vorhin nicht sagen wollen, geradezu übersehen
worden, — wer Schuld darau trägt, weiß ich nicht, — daß wir mit Annahme des Ausschuß-
Antrages in eine Lage kommen, welche für die Provinz höchst bedenklich ist, nämlich in die Lage,
eine Straße, die zum Theil noch nicht ausgebaut ist, jetzt ganz zu übernehmeu. Sie muffen die¬
selbe also zunächst doch immer nur unter dein Vorbehalte übernehmen, daß die Straße richtig
ausgebaut wird, wie ich in meinem Evcutual-Antragc gesagt habe. Sie müssen den zweiten Evcntual-
Antrag, daß die Futtcrmauern zu Lasten der Gemeinden bleiben, annehmen, um uicht der Provinz
Lasten aufzuerlegen, welche sie in letzter Zeit nie auf sich gcnommeu hat, und um die Gemeinden
einigermaßen sicher zu stelle», daß uicht Schwierigkeiten »uuöthiger Natur gemacht werde», habe
ich im zweiten Abfatzc meines Eventnal-Antrages deu Antrag gestellt, der Provinzial-Landtag möge
den Provinzial-Vcrwaltungsrath ermächtigen, von den Bestimmungen über die Breite und über
die Steigung im erforderlichen Falle Abstand nehmen zu können. Damit ist das Möglichste nach
meiner Ansicht geleistet, was wir für die dortigen Gcineindeu thun tönneu. Weniger, als mein
Eveutual-Antrag, würde nach mei»er Ansicht geradezu eine Schädigung der Provinz sein.

Landtags-Marschall: Wünscht noch Jemand das Wort in dieser Sache? Herr
Limbourg hat das Wort.

Abgeordneter Limbourg: Ich habe zu bemerken, daß die Straße seit Jahr und Tag
ausgebaut und daß das letzte Hinderuiß, welches im vorigen Jahre vorhanden war — es konnte
eine Scheune nicht abgerissen werden — durch Expropriation beseitigt worden ist, welch letztere sich
in Folge unserer langwierigen Gesetzgebung so lange hinausgezogen hat. Die Straße selbst ist seit
ü Jahren fertiggestellt, und wir habe» das große Opfer, bringen müssen, wodurch unsere sämmt^
lichen anderen Projekte in's Wasser fielen und in Folge dessen es uns nicht möglich war, unseren
eigenen Verpflichtnngen nachzukommen.

Landtags-Marschall: Herr Abgeordneter von Heister hat das Wort.
Abgeordneter von Heister: Meine Herren! Ich kann das, was ich vorhin als faktisch

über den Ausbau der Straße erklärt habe, dadurch belege», daß ich ausdrücklich diese Frage an
den betreffende!! Landesrath gerichtet habe, und dieser mir gesagt hat: die Straße ist noch uicht
ganz ausgebaut.

Referent Abgeordneter von Monschaw: Zur Aufklärung möchte ich noch einige Worte
hinzufügen. Die Steiguugsverhältuissc sind nach den Mittheilungen des Technikers, welchen ich
darüber gesprochen habe, thcilweise abzuändern, zu mildern. Sonst hat mir der Techuiker gesagt,
bezüglich der Breite wären keine Aenderungen mehr zu inachen, wohl aber bezüglich der Steigungs-
uerhältuisse, uud diese könnten gemildert werden. Ich würde mich deshalb auch dem Autrage
des Hcrru von Heister anschließen, dahingehend, daß der Kreis Aitburg die Kosten zu der mög¬
lichsten Verminderung der SteigungsverlMnissc »nb die Unterhaltungskosten der Futtermaueru
übernimmt.

Abgeordneter Limbourg: Ich acccptire das.
Laud tags-Marschall: Herr Abgeordneter vo» Heister hat das Wort.
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Abgeordneter von Heister: Richtiger, meine Herren, ist mein Antrag, denn da Sie jetzt
die Straße unter der Bedingung übernehmen, daß der Verwaltungsrath nachher Alles kontrolirt,
so ist es besser, daß Sie den Verwaltnngsrath ermächtigen, auch von der Breite abzusehen, denn
ein großer Theil der Straße ist nicht in der richtigen Breite ausgeführt.

Referent Abgeordneter von Monfchaw: Ich schließe mich den Ausführungen des Herrn
von Heister vollkommen an. Ich glaube, daß sein Antrag der beste ist und Hand in Hano
gehen kann mit dem Antrage, den ich gestellt habe.

Landtags-Marschall: An Anträgen liegt vor zunächst der Antrag des Herrn von
Heister, die Uebernahme abzulehnen, sodann der Nntag des Ausschusses, wenn der letztere ange¬
nommen wird, der eventuelle Unterantrag des Herrn von Heister:

1. „die Uebernahme nur unter der Bedingung auszusprechen, daß die Straße chaussce-
mäßig ausgebaut werde, uud daß die bergscitigen Futtermauern von der Uebernahme
ausgeschlossen werden.

2. den Proviuzial-Verwaltungsrath zu ermächtige», in Bezug auf die Steigung uud Breite
die durch die Verhältnisse gebotenen Abweichungen vom Regulativ zu gestatten.

Meine Herren! Ich bringe zunächst den Antrag auf Ablehnung der Uebernahme zur
Abstimmung, und bitte Diejenigen, welche für die Ablehnnug sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Dieser Antrag ist gefallen. Nun bringe ich den Antrag des Ausschusses mit den Znsatz¬
bedingungen des Herrn von Heister zur Abstimmung, uud bitte Diejenigen, die für diese zusammen¬
gefaßten Anträge sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität, dieser Äutrag ist also angenommen, und der Antrag des Aus¬
schusses damit erledigt.

Der nächste Punkt der Tagesordnung ist das Referat des V. Ausschusses, betreffend die
Uebernahme der Prämicnstraße von Dann nach Uelmen, Referent ist der Herr Abgeordnete Röchling.

Referent Abgeordneter Röchling: Das Referat befindet sich unter V. 104 der Druck¬
sachen und betrifft die Uebernahme der Daun-Ulmen-Straße. Ich darf vielleicht die einzelne»
Hauptmomcnte vorlesen und dann den Antrag des Ausschusses.

Der Ausbau einer Straße von Daun über Darscheid, Schönbach nach Uelmen war schon
seit langer Zeit Gegenstand ausführlicher Verhandlungen zwischen den interessirteu Gemeinden
und Kreisen einerseits und der Königlichen Staatsregieruug andererseits gewesen.

Immer war es jedoch die Geldfrage, an welcher das Projekt scheiterte, bis endlich im
Jahre 1878 die Mittel unter äußerster Anstrengung der Leistungsfähigkeit des Kreises Dann, sowie
speziell der bctheiligten Gemeinden, soweit sicher gestellt waren, daß mit Hülfe einer Seitens des
Provinzial-Verwaltungsraths bewilligten Vauprämie von 4 Mark pro Meter der Ausbau der
Straße iu Angriff genommen werden konnte. Gleichzeitig mit der Bewilligung dieser Bauprämie
beschloß der Proviuzial-Verwaltungsrath bei dem Provinzial-Landtage die Aufnahme der Straße
uuter die Provinzialstraßen nach deren vorschriftsmäßigem Ausbau zu befürworten.

Nach Kenntnißnahme dieses Beschlusses begann der Ausban nach Maßgabe eiues dies¬
seits geprüften Projekts und unter Leitung des hierzu vom Provinzial-Verwaltungsrathe ausdrücklich
ermächtigten provinzialständischen Wegebau-Inspektors. Heute ist die Straße nahezu fertig gestellt.

Was nun die Bedeutung der Straße in Bezug auf das Verkehrsintercssc betrifft, so
bringt sie zunächst den südöstlichen Theil des Kreises Dann mit der neue» Moselbahn in Verbin¬
dung, wodurch dem Kreise nicht nur bedeutende Absatz-, sondern auch bequemere uud billigere
Bezugsquellen eröffnet werden.
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Die Produkte des Kreises, hauptsächlich bestehend in Vieh, Kartoffeln, Hafer, Heu, Leder-
Waaren, Holz und vorzüglich Lohe, können besser und leichter verwerthet und deu Hauptmarktorten
der dortigen Gegend, Kochem und Mähen, wo allwöchentlich bedeutendeMärkte stattfinden, zuge¬
führt werden. Die beiden letztgenanntenOrte waren bisheran nur auf bedeutendenUmwegen
zu erreichen, Mähen über Kelberg, Kochem über Lutzerath, und somit die Konkurrenzmit den
übrigen Händlern durch die theueren Transportkosten sehr erschwert. Sodann wird die Eifel-
bahu direkt über Gerolstein«Dann - Uelmen mit der Mosclbahn bei Kochem verbunden und somit
Eifel und Moselland wiederum durch ein neues Bindeglied zum Vortheil beider Gegenden in
nähere Beziehunggebracht. Nur mit Rücksicht auf diese große Wichtigkeitder Straße in Beziehung
auf den durchgehenden Verkehr haben die armen Gemeinden des Kreises Dann resp. Kochem die
erheblichsten Opfer gebracht.

Die Anschlagssummebetrug bei einer Länge von 10 375 Meter 94 400 Mark, welcher
Betrag nach Abzug der von der provinzialständischen Verwaltung bewilligten Prämie in Höhe von
41 500 Mark sowie eines Beitrages von 9400 Mark, welchervom KöniglichenFinanz-Ministerium
unter'm 13. Februar 1878 bewilligt worden, theils von dem Kreise Dann, theils von den bethei¬
ligten Gemeinden aufgebrachtworden ist. Die Armuth dieser Korporationen ist jedoch so notorisch
und von allen Behörden so anerkannt und begründet worden, daß die mangelnde Uebernahmeder
Straße ihre Verkehrsunfähigkeitrecht bald zur Folge haben müßte.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beantragt daher:
der Provinzial-Landtag wolle die Aufnahme der Straße unter die provinzialständischen
Straßen nach Fertigstellung ihres chausseemäßigen Ausbaues beschließen.

Das Referat lautet:
„In seiner Sitzung vom 16. November hat der V. Ausschußnach eingehenderPrüfung

einstimmigbeschlossen,dem Vortrage des Provinzial - Verwaltungsraths, diese Straße betreffend,
beizutreten,und empfiehlt daher, der hohe Landtag wolle die Aufnahme der Daun-Uelmer Straße
unter die provinzialständischenStraßen nach Fertigstellung ihres chansscemäßigeuAusbaues
beschließen".

Landtags-Marschall: Ich stelle den Antrag des Ausschusseszur Diskussion.-^ Der
Herr Abgeordnete Th eisen hat das Wort.

AbgeordneterTheisen: Ich wollte kurz erwähnen, daß es wohl selten vorkommen möchte,
wie im vorliegendenFalle, daß durch eine neue Straße der Verkehr für im Ganzen nur 450
Seelen aufgeschlossen wird. Dort sind eö bloß 450 Seelen, welche in den Ortschaften wohnen,
welche bis dahin nicht an einer Straße lagen. Man kann eigentlich nicht sagen, daß das Interesse
eines durchgehenden Verkehrs hier vorliegt. Ich erinnere daran, weil der Herr von Heister
vorhin erwähnt hat, daß mancherWegebau auf einen steißigen Lanbrath zurückzuführen ist. Indeß
möchte ich doch den Antrag des Ausschusseswarm befürworten, weil die paar Leute, welche an
der Straße wohnen, namentlich mit Rücksicht auf ihre Armuth, nicht im Stande sein werden, den
Weg zu unterhalten. Deshalb ist's auch dringend erwünscht, daß die Uebernahme recht bald
erfolge. Wenn der Provinzial-Verwaltungsrath indeß die Kreistage der dieser neuen Straße
benachbartenKreise hätte hören wollen, ehe er eine Befürwortung der demnächstigen Uebernahme
der Straße beim Landtage zusagte, so würde er erfahren haben, daß dieser Weg keineswegs
einer der dringenderen unter denen ist, deren Ausbau im Interesse der ganzen betreffenden
Gegend erwünschtist. Wenn man den Kreis Kochem hätte fragen wollen, so würde man gehört
haben, daß ein kurzer Verbindungsweg von 5 Kilometer rücksichtlich des durchgehenden Verkehrs
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den Zweck, den dieser Weg Daun-Uelmen anstrebt, vollständig erfüllt haben würde durch direkte
Verbindung des Provinzialstraßennetzesbei Lutzerath mit der Daun-GödenrotherStraße (Strotz-
büscher Wegweiser); wenn man den Kreistag von Wittlich gefragt hätte, so würde dieser erklärt
haben, daß diese selbe Straße von Lutzerathnach StrotzbüscherWegweiser und deren Fortsetzung
nach Manderscheiddem dortigen Verkehrs-Interesse zumeistdienen würde, und der Kreis Adenan
würde sich dahin ausgesprochenhaben, daß eine Straße von Uelmen nach Kclberg vor allen höchst
dringend wäre; und wenn man endlich auf Grund dieser Informationen den Kreistag von Dann
wieder hätte hören wollen, so würde dieser wahrscheinlichselbst bestätigt haben, baß das Stück
Weges Lutzerath-StrotzbüscherWegweiser im eigenen Interesse des Kreises Dann viel dringlicher
zu bauen ist, als das hier in Rede stehende von Dann nach Uelmen. Ich erachte mich daher
verpflichtet,dem Provinzial-Verwaltungsrath zu empfehlen, er möge künftig vor Stellungnahme zu
Straßen-Neubauten rücksichtlichderen späterer Uebernahme die Kreistage der angrenzendenKreise
hören, damit nicht von einem fleißigenLandrath künftig einseitig gebaut werde. Ich meine,
damit würde dem allgemeinen Verkehrsbedürfnissebesser gedient werden, als bei der heutige»
Manier, wo man den Antrag eines einzelnenLandraths prüft.

Landtags-Marschall: Ich möchte dem Herrn AbgeordnetenTheisen auf das, was er
dem Provinzial-Verwaltuugsrath gegenüber geäußert hat, antworten, daß es sich hier ebenfalls um
Uebernahme einer Chaussee handelt, worüber schon lange Verhandlungen mit der Staatsregierung
früher geschwebt haben, und daß die jetzige Vorlage über die Straße nur eine nothwendigeFolge
der damals begonnenenVerhandlungen ist, daß es nicht der Provinzial-Vcrwaltungsrath ist, der
Überhaupt noch weiter in der Weise, wie es Herr Theisen bemerkt hat, vorgehen konnte. Ich
kann Ihnen versichern, daß von Seiten des Provinzial-Verwaltungsraths in Zusagen von Prämien
und künftigen Uebernahmen von Straßen mit der größten Vorsicht vorgegangen wird. — Der
Herr AbgeordneteTheisen hat das Wort.

AbgeordneterTheisen: Was den vorliegendenFall betrifft, so muß ich, mit Verlaub,
doch konstatiren, daß der Kreis Kocheinwegen dieser Straße früher gar nicht gefragt worden ist,
sondern erst nachdemdem Kreise Dann die Prämie bewilligt war und bis dieser Kreis die Mittel
zum Ausbau auf seinem Gebiete flüssig gemachthatte.

Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Referent AbgeordneterRöchling: Es scheint auch die Bedürftigkeitder Gemeiude mit in

die Waagschale zu fallen, daß die Provinz die Straße übernimmt, denn es ist ausdrücklich
gesagt, baß die Armuth der Korporation von allen Behörden notorisch anerkannt sei.

Landtags-Marschall: Wenn Niemand mehr das Wort verlangt, so schließe ich die
Diskussion und bringe den Antrag des Ausschusses auf Uebernahmeder Straße zur Abstimmung.
Ich bitte Diejenigen, die gegen diesen Antrag sind, sich zu erheben. — (Es erhebt sich Niemand.)

Der Autrag des Ausschusses ist einstimmigangenommen.
Wir gehen über zum folgendenPunkt der Tages-Ordnung: Referat des V. Ausschusses,

betreffend die Uebernahme der Prämienstraße Bernkastel-Zcltingen. Referent ist der Herr Abge¬
ordnete vom Hövel.

Referent Abgeordnetervom Hövel: Meine Herren! Um was es sich handelt, ersehen
Sie aus dem Referat des Provinzial-Verwaltungsraths: es ist die Aufnahme der Prämienstraße
von Bernkastel nach Zeltingen, also der Straße, die den Verkehr zwischen Trarbach und Sckweich
früher oder später vermitteln soll. Ich beschränke mich darauf, Ihueu das Referat des Ausschusses
vorzulesen. Es lautet folgendermaßen:

20»
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Das Referat des Provinzial-Vcrwaltuugsraths (Nr. 106 der Drucksachen)gibt über die
Verhältnisse so ausführliche Mittheilungen, daß es wohl keiner weiteren Ausführungen bedarf.
Hervorzuhebenist nur, daß die fragliche Strecke Bernkastel-Zeltingen,die zur Aufnahme unter die
Provinzialstraßen vorgeschlagen wird, ein Glied in der seit langen Jahren projektirten Hauptstraße
von Schweich nach Trarbach auf der rechten Moselseiteist, einer Straße, deren Ausbau für die
Bewohner des rechten Moselufers zu einer Lebensfragegewordenist, und für deren Fertigstelln»«,
die betheiligtcu Gemeinden die ansehnlichsten Opfer nicht scheuen.

So haben auch die GemeindenBernkastel, Graach, Wehlen und Zeltingcu für diese nur
5828 Meter lange Strecke Bernkastel-Zeltingen die Summe von 225 950 Mark, gleich circa
38 800 Mark pro Kilometer oder 291 000 Mark pro Meile aufgebracht, gewiß der beste Beweis
für die Nothwendigkeit der projektirten Straße.

Bei dieser theurenAnlage hat, theilweise wegen Terrainschwierigkeiten,zum Theil auch um
die Kosten nicht noch uerhältuißmäßigzn vermehren, nicht immer die für die Provinzialstraßenvorge¬
schriebene Breite von 7,5 Meter des Planums und 5 Meter der Fahrbahn eingehalten werden
können,so daß diese Breiten theilweise bis zu 6,3 Meter resp. 4,4 Meter reduzirt werdeu mußten,
doch ist der Provinzial-Verwaltungsrath der Ansicht, daß in diesem Falle mit Rücksichtauf die enorme
Kostspieligkeit des Grunderwerbs und die schwierigen Terrainverhältnisse, die stellenweise auch eiue
größereVreitenicht zuließen, ausnahmsweise von einer Beanstandungdieserhalb abgesehen werden könnte.

Der V. Ausschuß schließt sich dieser Ansicht an, und findet ferner den Wunsch der Gemeinden,
von weiterer Unterhaltung der Straßen nach den gebrachten großen Opfern befreit zu werden,
gerechtfertigt,und beantragt, unter fernerer Berücksichtigung der allgemeinenBedeutung der Straße
Trarbach-Schweichnach ihrer vollständigenDurchführung, der Provinzial-Landtag möge dem Vor»
fchlage des Proviuzial-Verwaltungsrathes,die „PrämienstraßeBernkastel-Zeltingen,unter die Provinzial¬
straßen mit der vorhandenen Planums- und Steiubahnbrcite, jedoch vorbehaltlichder im Referat
unter 1—4 angeführten besonderen Bedingungen, und der in Hinsicht des proviuzialstraßenmäßigcu
Ausbaues etwa sonst noch zu stellende,! Anforderungen,aufzunehmen"seine Genehmigung ertheilen.

Landtags-Marschall: Ich eröffne über diesen Antrag des Ausschusses die Diskussiou.
Der Herr AbgeordneteHerrmann hat das Wort.

AbgeordneterHerrmann: Meine Herren! Ich kann nicht unterlassen, hier den Antrag
zu stellen, die Bedingung unter 4 fallen zu lassen. Sie lautet uämlich: „Die zur Stütze der
anstoßendenWeinberge dienendenbergseitigenFnttcrmanern bleiben von der Uebernahme ausge¬
schlossen; dagegen werden die thalseitigeuFuttermanern sowie die thalseitigen Revetements über¬
nommen". Es ist dies eine neue Bedingung, welche bei Uebernahmedes Baues der Straße durch
die Gemeindennicht vorgelegenhat, sonst wäre die Straße vielleichtnicht gebaut worden, so wün¬
schenswert!) und nothwendig auch der Bau der Straße von Zcltingen nach Bernkastel war. In
dem Referat des Verwaltungsraths fiudeu Sie die Stelle:

„Die allgemeineBedeutung der Straße liegt in ihrer Zugehörigkeitzu dem projektirten
großen Moselthal-Straßenzuge von Trarbach bis Schweich'er Fähre, wovon sie das wichtigste,
jedenfalls aber das kostspieligsteGlied innerhalb des Kreises Bernkastel darstellt. Es wird daher,
nachdemdie AnschlnßstreckeBerukastel-Mülheim, wie Eingangs bemerkt, nebst der fernereu Strecke
Winterich - Neiusport bereits übernommenund für die Strecke Dusemond-Filzen die Uebernahme
zugesagt ist, die in Rede stehende Strecke Berukastel-Zeltingen umsowenigervon der Uebernahme
ausgeschlossen werden können, zumal in diesem Falle das Zustandekommendes ganzen Projekts
zweifelsohnescheiteru würde".
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Meine Herren! Das ganze Projett wird scheitern, wenn Sie diese Bedingung aufrecht
erhalten.

Die Gemeinden, auf deren Territorien nach Trarbach weiter gebaut werden soll, liegen
auf dem linken Moselnfer und die Straße auf dem rechten. Die Gemeinden werden geradezu
versagen.Beiträge zur Fortsetzungzu leisten; es wird in diesem Falle der Kreis Bcrnkastel ein»
treten müssen, wie er das bereits auf dem Banne von Wehten gethan hat. Die Kosten des
Grunderwerbs sind unverhältnißmäßiggegen den Kosteuanschlag gestiegen, so daß sie beinahe das Drei'
fache betragen und durch besondere Kreisumlagen aufgebracht werden mußten. Die Gemeinden
haben in diesem Falle sehr große Opfer gebracht; die Leistungen betragen 280 762 Mark für die
drei Gemeinden,die Provinz hat 54 812 Mark Zuschuß gegebeu, also kaum '/». Wenn Sie diese
Bedingung aufrecht erhalten, so glaube ich, ist es ganz unmöglich,den Kreis resp, die Interessenten
dazu zu bringen, eine weitere Strecke zu übernehmen. Die große Moselthal-Straßc hat die größte
Wichtigkeitfür die ganze Provinz, und es ist dringend zu wünschen, baß die Fortsetzungnach
Trarbach uud durch den Lankrcis Trier gebant wird. Ich muß noch einmal wiederholen, lassen
Sie Nummer 4 fallen, die Nummern 1—3 sind drückend genug.

Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Referent Abgeordnetervom Hövel: Meine Herren! Diefe Sache ist in dem Ausschuß

zur Sprache gekommen,da aber die Bedingung regelmäßig bei allen Straßen gemachtwird, daß
die bergscitigenFuttermaueru in der Unterhaltung der betreffendenOrtschaften bleiben sollen, so
glaubte der Ausschuß, Ihnen auch hier keine Ausnahme vorschlagen zu sollen. Ich glaube, daß ich
im Sinne des Ausschusses spreche,wenn ich den hohen Landtag bitte, diese Nummer 4 gut zu
heißen, wie sie hier angeführt ist.

Laudtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteHerrmanu hat das Wort.
AbgeordneterHerrmanu: Ich will dagegen nur bemerken, daß diese Praxis bisher nicht

eingeführt ist. Die Straße Äernkastel-Mülheim, welche vor eiuigeu Jahren übernommeu wurde,
hat auch bergseitigc Futtermauern, und vielleichthat ein kleiner, dort vorgekommener Einsturz die
Provinzial-Verwaltung jetzt dazu geführt, diese Bedingung zu stellen. Meine Herreu! Wenn Sie
die Lage der Gemeinden betrachten, so kann die Provinz in einem so dringende«Falle eher ein¬
treten, als die Gemeinden, wenn ein Unglückeintritt, und außerdem ist der Ausbau, wie es iu
dem Referat heißt, durch den ständischen Wegebau-Inspektorausgeführt. Es ist dafür gesorgt, daß
gut gebaut ist uud Einstürze nicht leicht vorkommen. Ich glaube, auch in dem Regieruugsbczirk
Koblenz ist ans der ganzen Moselstraßebergseitigdie Unterhaltung der Futtermaueru von der Pro¬
vinz übernommen.

Landtags- Marschall: Der Herr Abgeordnetevon Heister hat das Wort.
Abgeordnetervon Heister: Ich verstehe sehr gut den Standpunkt, den der Herr Ab¬

geordneteHerrmanu eiunimmt, und finde es erklärlich, daß er den Gemeiudeunach Möglichkeit
Erleichterungenverschaffen will. Wir sind aber nicht die Vertreter einzelner Gemeinden, wir sind
die Vertreter der Provinz, resp, in diesem Augenblick die Vertreter der Straßen-Verwaltung, und
für uns kommt es darauf an, daß die Lasten der Straßen-Verwaltuug nicht in unabsehbarerWeise
von Jahr zu Jahr wachsen. Wo wir in der Lage sind, etwas dagegen thun zu können, sind wir
gewiß berechtigt, bei Uebernahme neuer Straßen auch neue Grundsätze zur Geltung zu bringen,
und in letzter Zeit ist es bei Uebernahme neuer Straßen Grundsatz des Provinzial-Verwaltnngs-
raths gewesen, derartige Lasten den Gemeindenzu überlassen. Wenn diese bedenken, welche enormen
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Vortheile sie dadurch haben, daß die Straße in die Unterhaltung der Provinz übergeht, so können
sie wahrlich diese kleine Last wohl dem gegenüber auch ferner behalten.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Eerde hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Eerde: Die Anträge um Uebernahmeder Straßen, die Ihnen

hier vorliegen, beziehen sich alle auf diejenigenStraßen, die in den RegierungsbezirkenTrier,
Koblenz «., in den bergigen Gegenden gebaut werden, und ist es natürlich, daß die Unterhaltung
dieser Straßen viel mehr kostet, als derjenigen in der Ebene. Es werden, abgesehen von den
heutigen Referaten, die schon 4 bis 5 Straßen umfassen, Ihnen noch 3 bis 4 oder 6, ich weiß
nicht wie viele, zur Bestätigung vorgelegt werden. Wenn das so weiter geht, so sehe ich nicht ein,
wie wir später mit unserem Straßenbau-Etat auskommen sollen. In diesem Etat ist ja allein
eine Möglichkeit zu finden, um später die Prouinzial-Umlagenzu reduziren; fahren wir aber so
fort, so wird wahrscheinlich dieser Etat eher erhöht werden, als daß für die Zukunft eine Neduzirung
möglich ist. Ich möchte deshalb bitten, daß vor Allem bei Uebernahme dieser sehr theuer»
Straße« auch möglichst strenge Bedingungen gemacht und innegehalten werden. Ich habe noch
einen Grund dafür auzuführen. Die meisten Straßen werden in den erwähnten Regierungs¬
bezirken von den Kreisengebaut und nicht von den Gemeinden, und die Kreise sind auch potent,
den Bau und Uebernahme-Anforderungeneher zu genügen. Es ist hier immer von armen Gemeinden
die Rede, aber das sind meist nur die Gemeinden, die an den Straßen gelegen sind. Die Kreise bauen
die Straßen und die Kosten werden meistens aus deu Mitteln der Kreis-Umlagen gedeckt. Aus
diesem Grunde bitte ich umsomehrum streuge Bedinguugen.

Landtags-Marschall: Es liegt ein Antrag des Herrn Abgeordneten Herrmann gegen
den Antrag des Ausschusses vor, Nr. 4 der Uebernahme-Bedingungenzu streichen. Wünscht
noch Jemand dazu das Wort? Der Herr AbgeordneteHerrmann hat das Wort.

AbgeordneterHerr mann: Zu den letzten Bemerkungenwill ich noch faktisch bemerken,
daß hier die Gemeiudeu Verntastel, Graach und Zeltingen den größten Theil der Straße gebaut
haben, uud daß ihre Umlagen und Schuldenlasten sehr hoch sind. Der Kreis Vcrnkastel hat nur
auf der andern Seite der Mosel die Strecke ans dem Banne Wehten übernommen, die allein eine
Entschädigungvon ca. 39 000 Mark gekostet hat. Ich will ferner bemerken, daß die Bedingung
richtig wäre, wenn die Provinz den Interessenten vorher, bevor sie die Verträge abschloß, gesagt
hätte, daß sie die Straße nur übernehmen werde unter der Bedingung, daß die bergseitigen Futter-
manern zu unterhalten beschlossenwerde. In diesem Falle ist es aber nicht geschehen. Es wurde
den Gemeinden durchaus nicht in Aussicht gestellt, daß sie die Unterhaltung mit übernehmen
sollten. Es wurde ihnen im Gegentheil in Aussicht gestellt, daß, wenn die Straße wäre unter
Aufsicht des ständischen Wegebau-Inspektorsfertig gestellt,sie auch übernommen werden sollte.

Landtags-Marschall: Herr von Heister hat das Wort.
Abgeordnetervon Heister: Meine Herren! Die letzte Bemerkung des Herrn Abgeord¬

neten Herr mann ist wohl nicht ganz zutreffend. Es geschieht eben jetzt, daß wir diese Bedingung
stellen, jetzt ist der geeigneteMoment gekommen, die Bedingungen zu stellen, jetzt, wo es sich um
die Uebernahme haudclt, sagen wir: der Proviuzial-Landtag will die Uebernahme bloß unter der
und der Bedingung eintreten lassen. Der Moment ist also ganz gewiß der richtige. Dann möchte
ich noch bemerken, meine Herren, daß ich Ihnen bei der vorigen Sache auch gegenüberdem Herrn
Limbourg angerathen habe, bei der Uebernahme der Straße von Gindorf nach Speicher die
Bedingung wegen der Futtermanern zu stellen. Das beruht also Alles auf einem jetzigengleiche
mäßigen Verfahren des Provinzial-Verwaltungsraths, welches ich Ihnen zur Annahme empfehle.
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Landtags-Marschall: Wenn sich Niemand mehr zum Wort meldet, so schließe ich die
Diskussion, und bringe zunächst deu Antrag des Herrn Herr mann zur Abstimmung. Ich bitte
Diejenigen, die für den Antrag sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Es ist die Minorität, der
Antrag ist also gefallen. Ich bringe nun den Antrag des Ausschusses mit den verlesenen 4 Ueber»
nähme-Bedingungen zur Abstimmung und bitte Diejenigen, welche gegen denselben sind, sich zu
erheben. (Geschieht.)

Der Antrag ist angenommen.
Es folgt das Referat des I. und IV. Ausschusses, betreffend die Weiterbewilligungder

bisherigen Zuschüsse an die Staatsarchive zu Koblenz und Düsseldorf behufs Anschaffung von
Urkundenmaterial und Ergänzung der Bibliotheken. Referent ist der Herr AbgeordneteGraf
von Mirbach.

Referent AbgeordneterGraf von Mirbach: Meine Herren! Der letzte Landtag hat in
seiner Sitzung vom 3. Mai 1879 beschlossen,Zuschüsse für die Archive zu Düsseldorfund Koblenz,
wie solche im vorigen Etat gestandenbaben, und wie Sie dieselben auch in dem Etat für die
künftigeEtatsperiode, DrucksachenNr. 24 auf Seite 6, finden, nämlich in der Höhe von 600
Mark pro Archiv und pro Jahr, auf fernere 2 Iabre unter der Voraussetzungzu bewilligen,daß
im Interesse der Wissenschaft der Zutritt zn den Archiven nach Möglichkeit erleichtert und eine
etwaige Translocirung derselbenin andere Städte nicht vorgenommenwerde, bevor der Prouinzial-
Landtag in dieser Sache gehört worden. Ich habe Ihnen das Referat für die jetzige Vorlage
zu verlesen.

„Gemäß Mittheilung des Königlichen Herrn Landtags-Kommissarsan den Herrn Landtags-
Marschall vom 13. cr. (Nr. 4) haben die Vorstände der Königlichen Staatsarchive zu Koblenz
und Düsseldorf die Erneuerung der Seitens des 26. Landtags zur besseren Dotiruug der Staats¬
archive behufs Beschaffungvon Urkundenmaterialund Erweiterung der Bibliothekenaus de» Zins-
Überschüssen der Provinzial-Hülfskasse bewilligtenBeihülfe von 600 Mark jährlich für jedes der
beiden Staatsarchive in Antrag gebracht.

Der Königliche Herr Landtags-Kommissarersucht demnachden Herrn Landtags-Marschall,
die Beschlußfassungdes hohen Landtages über die Fortbewilligung der bisherigen, zur Zeit noch
nicht zu entbehrendenZuschüssevom Jahre 1881 ab auf weitere 6 Jahre, eventnell bis zum
Zusammentritt des nächstenordentlichenProvinzial-Langtags herbeiführenzu wollen.

Der Herr Landtags-Marschallhat diese Sache zunächst dem lombinirten I. und IV. Aus<
schufst überwiesen. Gedachter Ausschuß empfiehlt einstimmigdem hohen Landtage:

die Beihülfe von je 600 Mark pro Jahr den Staatsarchiv?,, zu Koblenzund Düssel¬
dorf für die nächste Etatsperiode aus dem Zinsgewinne der Provinzial-Hülfskasseunter
den vom 25. und 26. Landtage festgesetztenModalitäten weiter zu bewilligen."

Landtags-Marschall: Ich eröffne die Diskussion über diesen Antrag des Ausschusses.
Herr Freiherr Felix von Loe hat das Wort.

AbgeordneterFreiherr Felix von Los: Ich wollte mir eine Frage erlauben. Es ist
mir nicht klar: sind es diese Zuschüsseoder sind es Zuschüssezu den Gehältern, an die in den
früheren Landtagen sich immer die Frage knüpfte, ob der Zugang zu deu Proviuzial-Archivenden¬
jenigen Personen, welche von den Provinzial-Behörden mit Legitimationenversehen sind, gestattet
werden dürfe, eine Bedingung früher und ein Wunsch später, der stets von den Vorständen der
Archive zurückgewiesenworden ist. Ich frage, welche Zuschüsse es sind?

Land tags-Marsch all: Der Herr Referent hat das Wort.
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Referent AbgeordneterGraf von Mirbach: Es handelt sich in diesem Falle lediglichum
die Unterstützungder Archivezur Beschaffung von Urkundcnmaterial. Ein besonderer Antrag auf
Weiterbewilligungder Zuschüsse zu den Gehältern der Archivare ist in dieser Session, glaube ich,
bis jetzt uicht gestelltworden, es ist aber eine entsprechende Summe dafür in den Etat für die
Verwendung des Zinsgewinnes der Provinzial-Hülfskasseaufgenommen worden. Sie finden dies
auch auf S. 6 unter 2 des Etats.

Landtags-Marschall: Herr Freiherr Felix von Loö hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr Felir von Los: Wenn hier nur die einzige Gelegenheit geboten

ist, wo die Frage etwas eingehenderzur Sprache kommen kann, dann glaube ich, dürfen wir diese
Gelegenheit nicht vorüber gehen lassen, ohne zunächst unserem wiederholtenBefremden darüber
Ausdruckzu geben, daß man zu einem Archive,welches Provinzial-Archivist, welches also wenigstens
zum Theil Eigenthum der Provwz sein sollte, wenn dies auch bestlitten wird, uns resp, denjenigen
Personen, welche mit Legitimationender Provinzial-Behördenversehenwären, z. B. von dem Herrn
Landtags-Marschall, den Zutritt verweigert. Meine Herren! Das ist ein ganz horrendes Ver¬
hältniß. Sie erinnern sich, daß wir früher bei Bewilligung von Geldern die Bedingung gestellt
haben, daß wir diese Gelder nur dann hergeben würden, wenn unser Wunsch von Seiten der
Behörden erfüllt werden würde. Die Bedingung ist zurückgewiesen, und der Landtag hat zu
meinem Bedauern nachgegeben, und die Zuschüsse doch bewilligt, aber unter der Festhaltung seiner
Ansicht, daß ihm jenes Zugeständnis;doch rechtmäßigund der Billigkeit entsprechend zukäme. Ich
möchte fragen, meine Herren, ob es nicht richtig ist, daß wir die Bedingung heute von Neuem
wieder aufnehmen.

Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Referent AbgeordneterGraf von Mirbach: Ich möchte dem gegenüberkurz wieberholen

was ich, wie ich glaube, fchon vor 4 Jahren gesagt habe, daß dieser Antrag eigentlich doch dem
Herrn Landtags-Marschall oder dem Landes-Direktormehr Befugnisse einräumen will, als sie jetzt
die Regierungs- Präsidenten resp, der Herr Ober-Präsident hat. Der Herr Ober-Präsident und
die Herren Regierungs-Präsidenten gestatten die Benutzung des Archives auch nicht bloß auf einen
eigenen,von ihnen selbst ausgestelltenSchein hin, sie wenden sich vorher an die Archiv-Vorstände,
um sich zu erkundigen, was für ein Mann der betreffendePetent ist, ob es im Interesse der
Wissenschaftzu liegen scheint, daß derselbe zugelassen werde, denn es werden manchmal, wie ich
erfahren habe, wegen ganz kurioser Sachen dergleichen Anträge gestellt. Fernerhin haben sich auch
die Archiv-Vorstände immer vorbehalten resp, sie müssen auch darüber gehört werden, ob nicht
irgendwievielleicht ein Staatsinteresse in Frage kommen könnte, welches die Benutzung Seitens
des Betreffenden zu dem angegebenenZwecke bedenklich machenkönnte.

Landtags-Marschall: Wünscht noch Jemand das Wort hierzn? Herr Freiherr Felix
von Lo8 hat das Wort.

AbgeordneterFreiherr Felir von Lo8: Meine Herren! Ich stelle den Antrag und werde
ihn gleich schriftlich einreichen, daß wir diese Bedingung wieder aufnehmen. Sodann möchte ich
auf die Bemerkungendes Herrn Referenten zweierlei erwidern. Daß die Regierungs-Präsidcuten
die Befugniß nicht haben, finde ich fehr einfach, diese geben lein Geld dafür, wir geben Geld.
Wenn der Herr Referent die Gründe anführt resp, die Bedenken,welche die Staatsregicrung sonst
hat, die Bedingung anzunehmen, so liegt eben in diesem Bedenken ein Mißtrauensvotum. Wir
verlangen nicht für jeden von uns die Befngniß, alle Tage hineinzulaufen, wir wollen nur, daß
die Spitzen unserer Provinz das Recht haben, zu sagen: das ist ein Mann, der aus guten Gründen
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hineingehen will. Wozu sind die Archive da? Sie sind dazu da, alte Urkunden aufzubewahren,
damit man die Wahrheit über die Vergangenheit finden kann, und wenn wir das nicht können,
dann wollen wir auch kein Geld dafür geben

Landtags-Marschall: Ich möchte nur bemerken, daß der Herr Freiherr von Los
Mitglied des Ausschusses ist und dieses Referat mitunterzcichnet hat,

Abgeordneter Freiherr Felix von Los: Ich war uicht anwesend, als der Beschluß gefaßt wurde.
Landtags-Marschall: Er ist aber vou Ihneu mitunterzeichuet. (Heiterkeit.)
Herr Abgeordneter vou Eynern hat das Wort.
Abgeordneter von Eynern: Ich möchte dem Herrn Landtags-Marschall die Vemerkuug

machen, daß die Unterzeichnung eines Referates doch noch in keinem Falle die Zustimmung zu
dem Inhalte desselben bedingt. Es ist uur die Bestätigung des Beschlusses, der gefaßt wordeu
ist, man ist aber deshalb noch nicht mit den Anträgen, welche die Referate enthalten, einverstanden.
Dieses möchte ich im Allgemeinen bemerken, da auch mein Name unter manchen Referaten steht.
Sodann bemerke ich zur Sache, daß ich mit dem Herrn von Los vollständig einverstanden bin.
Ich glaube, daß der Herr Landtags-Marschall und der Herr Laudes-Direklor doch dieselbe Befuguiß
bezüglich der Zulafsuugsbewilliguua, zu den Archiven habe» müssen, wie der Herr Ober-Präsident und
die Herren Regierungs-Präsideuten, und dieselben Beschränkungen, welche der Herr Ober-Präsident und
die Herren Negieruugs-Prästdeuteu in der Begehung sich den Archiv-Verwaltungen gegenüber gefallen
lassen müssen, werden sich auch der Herr Landtags-Marschall und der Herr Laudes-Direktor gefallen
lassen. Mit dieser Beschränkung stimme ich dem Autrage des Herru Freiherr« von Los vollständig zu.

Laudtags-Marschall: Dem gegeuüber, was der Herr von Eynern gesagt hat, muß
ich bemerken, baß ich in seiuen Auslassungen zunächst nur die Bitte finden kann, auch seine Unter¬
schriften unter dcu Referaten des Ausschusses nicht als verbindlich zu erachteu. Im Uebrigeu aber
bemerke ich doch, daß, da der Herr Abgeordnete Freiherr von Los seine Bemerkung gerade zu
diesem Referate machte und im Anschluß daran einen Antrag stellen will, es mich sehr gefreut haben
würde, wenn dieser Antrag schon im Ausschuß zum Austrag gekommcu wäre. Durch seine Unter¬
schrift unter dem Referate bin ich veranlaßt worden, mich zn vergewissern, ob Herr Freiherr
von Los an den Berhcmdlungeu über dieses Referat auch Theil genommen habe.

Ich habe den formulirtcn Antrag noch nicht vorliegen.
(Herr Freiherr vou Los überreicht den Antrag.)

Der Antrag des Herru Freiherrn von Loü geht also dahin:
„Der Proviuzial-Landlag wolle beschließen,den beantragten Zuschuß uuter der Bediuguug
zu gewähre», daß der Zutritt zu den Proviuzial-Archiven dcujeuigeu Persoueu gestattet
sei, welche mit der Legitimation des Herrn Lanetags-MarschallS oder des Landes-
Direktors versehen st,id."

Herr Abgeordneter von Ehnern hat das Wort.
Abgeordneter von Eynern: Es mnß doch wohl der Zusatz gemacht werdeu, daß diese

Legitimationökarte nur unter derselben Beschränkung gegeben werden kann, wie solche für den Herrn
Ober-Präfidenten und für die Herren Regieruugs-Präsidenten besteht.

Landtags-Marschall: Das versteht sich wohl von selbst.
Abgeordneter von Eynern: Ich nehme hiernach an, daß durch die stenographische Auf¬

nahme konstatirt worden ist, daß dieses als selbstverständlich angesehen wird.
Landtags-Marschall: Ich werde zunächst den beschränkenden Antrag des Freiherrn

von Los zur Abstimmung bringen, und bitte Diejenigen, welche dafür sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

21
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ES ist die Majorität, der Antrag ist angenommen, und der Antrag des Ansschnsses hier¬
mit erledigt.

Es folgt das Referat des I. und IV. Ausschusses, betreffend Verwendung der vom
26. Landtage behufs Beschaffung von Urknndenmatcrial und Erweiterung der Bibliotheken der
Staats-Archive zu Koblenz und Düsseldorf bewilligten Beihülfe von je 600 Mark pro 1879 und
1880. Referent ist der Herr Abgeordnete Graf von Mirbach.

Referent Abgeordneter Graf von Mirbach: Meine Herren! Es handelt sich hier nicht um
die Fassung eines Beschlusses, sondern um eine Notiz zur Keuntnißnahme, die sich anschließt an den
vorigen Punkt der Tagesordnung. Das Referat des I, und IV. Ausschusses lautet folgendermaßen:

Der Königliche Herr Landtags-Konmüssar, Oberpräsidcnt von Bardeleben, Ercelleuz,
hat unterm 13. curr. dem Herrn Landtags-Marschall die Nachweise über Verwendung der vom
26. Landtage bewilligten Zuschüsse an die Staats-Archive zn Koblenz uud Düsseldorf behufs
Anschaffung von Urknndenmatcrial und Erweiterung der Bibliotheken, mit dem Ersuchen übersaudt,
die betreffenden Nachweife, die belegten uud geprüften Rechnungen, zur Kenntniß des hohen Land¬
tags bringen zu wollen.

Die Nachweise sind vom Herrn Landtags-Marschall unterm 18. curr. znuäckst dem kom-
bmirtcu I. und IV, Ausschusse übergeben worden. Für das Staats-Archiu zn Koblenz sind aus
den ständischen Fonds, abgesehen von einer kleinen Leibrente, welche der Wittwe des Geheimen
Regierungsraths Barsch wegen des dem Archiv überwiesenen litcrarischen Nachlasses dieses ver¬
dienten Geschichtsforschers gezahlt worden, pro 18?9 und 1880 durchweg nur Bücher beschafft
worden. Im Ucbrigeu hat der IV. Ausschuß des 26. Landtags schon die Bemerkung gemacht,
daß für Einbinden der nicht aus stäuoischcn Fonds beschafften Bücher doch wohl zunächst der
Vüreaufouds des Archivs in Anspruch zn uebmen sein dürfte.

Dieselbe Bemerkung wird anch jetzt gemacht, Die „Nachweisnng über Verwendung der
ständischen Hülfsgelocr" pro 1880 schließt ab mit einem Bestände von Mark 74,19.

Das Staats-Archiv zu Düsseldorf hat aus den ständischen Fonds, au>;er verschiedenen
Büchern, anch eine nicht unbedeuteude Auzahl von Urkunde« beschafft, unter welchen namentlich
vier Stücke aus dem 16. Jahrhundert, betreffend das vormalige Kloster Echweinheim, zu
erwähnen sind.

In der Rechnung über die Verwendung der ständischen Zuschüsse Seitens des Archivs zu
Düsseldorf balancirt pro 1880 die Ausgabe mit der Eiuuahme.

Die Rechnungen und Beläge werden hiermit dem hohen Landtage zur gefällige» Keuntniß¬
nahme vorgelegt.

Landtags-Marschull: Es ist weiter kein Antrag gestellt, die Sache wäre also hiermit
erledigt, wenn Niemand um das Wort bittet.

Wir gehe» zum folgenden Punkt der Tagesordnung: Referat des I. und I V Ansschusses,
bezüglich Nr. 4 des Allerhöchsten Propositious-Dekrets, betreffend Mitwirkung der Prouinzial-Stände
bei der Unterocrtheiluug der Lamliefcruugcu. Referent ist der Herr Abgeordnete Marcus.

Referent Abgeordneter Marcus: Meine Herren! Die Angelegenheit liegt so einfach, daß
es nur einer Vortragung dcö Referats bedarf. Dasselbe lautet folgcudermaßen:

In dem Allerhöchsten Propositionsdekrete vom 31. Oktober d. I. wird »ud Nr. 4 dem
Provinzial-Lanbtage die folgende Proposition znr Berathung uud Erledigung zugewiesen:

„Unsere getreuen Stände werden mit Rücksicht auf die ihuen zugewiesene Mitwirkung
bei der Unterverthciluug der nach tz. 16 des Gesetzes über Kriegsleistungcn vom
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